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Hörſings „ſtreng geheime“ Meldeſtelle
Organiſierung eines offiziöſen Spitzeldienſtes Geheime Perſonalakten über alle politiſch hervortretenden
per ſönlichkeiten Weitere Vermehrung des Beamtenapparates bevorſtehend Weitere Steuerlaſten!

Sort mit Hörſing!
Der durch ſeine Achtzehnſtundentheorie berüchkigke

Blutmenſch Hörſing, gegenwärtig noch immer auf dem
Seſſel des Oberpräſidenten der Provinz Sachſen ſitzend, hat
die nachſtehende, überaus intereſſante Verordnung an die
dem Oberpräſidium unterſtellten Behörden gerichtet, die uns
ein freundlicher Wind auf den Redaktionstiſch wehte.
Der Oberpräſident.
Tgb. Nr. P. D. 43/21. Magdeburg, den 18. 1. 21.

Streng geheim SPerſ önlich. kg
Die bei mir eingerichtete Meldeſtelle iſt ſeit 1. Dezem

her 1920 weiter ausgebaut worden. Sie iſt als beſondere Ab
jeilung dem Oberpräſidium angegliedert und führt ein ſelb-
ſtändiges Büro.
Die Aufgabe der Neldpeſtelle iſt wie bisher, alle wichtigen
politiſchen und wirtſchaftlichen Nachrichten zu ſammeln und

nellſtens, ſoweit möglich, nutzbar zu machen. Dieſer
Aufgabe kann die Meldeſtelle nicht gerecht werden, wenn ſie nicht
on den Außenbehörden durch fortlaufende Berichte auf dieſen
Gebieten unterſtützt wird.

Jn früheren Zeiten gehörte es mit zu den erſten Aufgaben
der Verwaltungsbeamten, im Außendienſte die vorgeſetzten Be
hörden über alle politiſchen und wirtſchaftlichen Vorkommniſſe
ſhnellſtens zu unterrichten und ſelbſt am beſten über dieſe Be
wegungen in ihrem Amtskreis orientiert zu ſein.
Dieſe Aufgabe beſteht heute noch weiter und darf nicht ver
nachläſſigt werden. Auf ihre Erfüllung muß ich mit aller Be
ſtimmtheit dringen.

In politiſcher Beziehung muß der Meldeſtelle von allen
Lorkomm niſſen der politiſchen Parteien Mit-
teilung gemacht werden, insbeſondere über diejenigen Parteien,
deren Ziel offen oder verſteckt der Sturz der Verfaſſung und
Regierungsform iſt. Die vielfach einlaufenden kurzen Berichte
der Herren »Regierungspräſidenten, Landräte uſw. „Ueber poli-
tiſche Bewegungen iſt nichts zu berichten“, entſprechen vielfach
nicht den tatſächlichen Verhältniſſen, denn ein Blick in die ver
ſchiedenen Provinzzeitungen beweiſt, daß allerorten die
politiſche Tätigkeit aller Parteien eine ſehr rege iſt und daß in
faſt allen Kreiſen der Provinz Strömungen zu konſtatieren
ſind, welche die genaueſte dauernde Beobachtung der Verwaltungs-
behörden erheiſchen. Die Herren Oberbürgermeiſter, Polizei-
präſidenten, Landräte uſw. ſtehen in unmittelbarer Fühlung mit
der Bevölkerung und haben in genauer Prüfung der ihnen unter
ſtellen Perſonen ſicher auch vertrauenswürdige
Perſönlichkeiten an der Hand, die ihnen über Strö-
mungen in ihrem Amtsbezirk ſtets gewiſſenhaft Aufſchluß geben
Hnnten.

Zu den politiſchen Aufgaben gehört auch die Beobachtung der
Elemente, welche Werbung von Deutſchen für fremde
Dienſte oder für innere Organiſationen vor
nehmen, und derjenigen, die verſuchen, Reichswehr und
Landesſchutzpolizei zu verhetzen, um ſie für die links oder rechts-
radikale (I) Bewegung zu gewinnen. Ferner gehören zu den
politiſchen Meldungen alle Fälle der Spionage, Waffenſchiebungen
und Wafſenlager, wobei ich noch beſonders aufmerkſam mache,
daß ein jeder Spionagefall außer der Meldeſtelle telegraphiſch
dem Polizeipräſidium Berlin mitzuteilen iſt. Jch erſuche dem
gemäß, über obige Vorkommniſſe, ſowie über ede Ver
ſammlung, über alle wichtigen Ereigniſſe in
den Parteien, über- Veränderungen in den-
ſelben, über Aeußerungen politiſch markanter
Perſönlichkeiten zu berichten.

Beſondere Aufmerkſamkeit der ſtändigen Beobachtung und
gegebenenfalls des energiſchſten Eingreifens erheiſchen die Aus
länder. Ueber die Bewegung der Aus! änder iſt dauernd zu be
richten. Die Durchführung der Polizeiverordnung über Melde-
pflicht der Ausländer bringe ich in Erinnerung. Der Meldeſtelle
muß monatlich berichtet werden, wieviel Ausländer ſich in jedem
Kreiſe aufhalten und welche dieſer Ausländer politiſch tätig ſind.

Die Papiere von Ausländern, die ſich vorübergehend
zu Verſammlungs und Agitationszwecken in
den Kreiſen aufhalten, müſſen ſtets geprüft werden,
über deren Ergebnis zu berichten iſt.

Ich verweiſe auf den Erlaß des Herrn Miniſters des Jnnern
vom 6. November 1921 IV. B. 3445, deſſen ſtrengſte wortgetreue
Durchführung ich verlange, und die weiteren Erlaſſe des Herrn
Miniſter des Jnnern vom 1. November 1919 IV. b 2719,
13. Februar 1920 IV. b 80655, 20. Februar 1920 IV. b 3042,
7. Mai 1920 IV. b 3128 II, 1. Juni 1920 IV. b 3085, 17. No-
vember 1920 IV. d 8866 und 29. Dezember 1920 II t 4860.

In wirtſchaftlicher Beziehung erſtrecken ſich die Mel
dungen auf ſämtliche Lohnbewegungen und Streiks, ſowie auf die
Bewegung in den verſchiedenen Angeſtelltenverbänden, Gewerk

en. Landarheiterverbänden. Bauernverbänden. Land

bund uſw. Ueber alle dieſe Bewegungen ſind bis jetzt der
Meldeſtelle kaum Berichte zugeſandt.

Ferner unterliegen der Berichterſtattung neben oben Er-
wähntem landesverräteriſche internationale
Propagandatätigkeit ruſſiſcher Kurierdienſt)
und Militärſpionage, auch die Handelsſpionage fremder Staaten.

Beachtenswerte Vorgänge bei der Reich swehr, bei der
Polizei und bei Schutzwehren von Fabriken und ſonſtigen ſich
etwa zu bildenden Selbſtſchutz-Organiſationen ſind zu über-
wachen und namhaft zu machen, ebenſo ſämtliche Vorkomm-
niſſe, welche die Sicherheit auf dem Lande ge
fährdet haben oder gefährden können.

Der Stand der Erwerbsloſen und die Erwerbsloſenbewegung
iſt nicht nur politiſch, ſondern auch wirtſchaftlich von größter
Bedeutung.

Jn wirtſchaftlicher Beziehung vringe ich betreffend aus
ländiſcher Arbeiter den Erlaß des Herrn Miniſters für Land-
wirtſchaft, Domänen und Forſten vom 21. Mai 1920 J A V 1222
und die Verordnung des Präſidenten des Reichsamts für Arbeits
vermittlung vom 26. Mai 1920 in Verbindung mit dem Erlaß
des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe vom 27. Juni 1920
III 8135 M. f. A. I A. V. 1449 M. f. I- in Erinnerung.

Ueber Perſonen, die im politiſchen Leben
ſtehen und ſtark hervortreten, ſind ſtets die Per
ſonalien (l) mit einzureichen.

Jn allernächſter Zeit werden den Herren Oberbürger-
meiſtern, Polizeipräſidenten und Landräten Formulare zu
gehen, welche möglichſt raſch zu erledigen ſind, und zwar zuerſt
ein Formulare behufs Feſtſtellung der Wahlergebniſſe beſtimmter
Wahlen ſeit der Nationalverſammlung und ferner ein Formular
betreffend Aufzeichnungen der in jedem Kreis befindlichen
größeren induſtriellen Unternehmungen und landwirtſchaftlicher
Betriebe. Jch erſuche bereits jetzt, die notwendig erſcheinenden
Erhebungen in die Wege zu leiten, um möglichſt raſch das Er-
ſuchen der Meldeſtelle erledigen zu können. Die einzelnen
Kreiſe und Städte haben der Meldeſtelle möglichſt umgehend und
unmittelbar ein Verzeichnis der beſtehenden Par
teien unter Angabe der Vorſtände nebſt deren
Perſonalien einzureichen mit gleichzeitiger Angabe der un
gefähren Mitgliederzahl, außerdem ein ſolches über die beſtehen-
den Gewerkſchaften nebſt Vorſtänden und Parteirichtung ſowie
Angabe der Gewerkſchaftsbüros und Telephonnummern.

Alle Berichte der Oberbürgermeiſter, Polizeipräſidenten und
Landräte ſind unmittelbar in doppeltem Umſchlag (1)
an die Meldeſtelle zu überſenden, ſofern es ſich um eilige oder
wichtige Meldungen oder um Erledigung unmittelbarer Anfragen
der Meldeſtelle handelt. Jn dieſen Fällen ſind jedoch auch die
Abſchriften der Mitteilungen den zuſtändigen Herren Re
gierungspräſidenten gleichzeitig zu überſenden. In ganz drin
genden Fällen, ſo bei Lohnbewegungen und Streiks, iſt ſtets die
Meldeſtelle des Vormittags oder in den Abendſtunden anzurufen,
damit ſie ſtets auf dem Laufenden in der Zeit einer größeren
Lohnbewegung eines wichtigen Betriebes bleibt.

Eine unmittelbare Berichterſtattung anden Herrn Staatskommiſſar oder an das Mini-
ſterium verbiete ich hiermit.

Die Herren Regierungspräſidenten, welche in ihrer Eigen
ſchaft als Landespolizeibehörde in dringenden Fällen es für ge
boten erachten, unmittelbar dem Herrn Miniſter der Eilbedürftig-
keit wegen, zu berichten, erſuche ich, unter jeder Bedingung auf
raſcheſtem Wege, und zwar telephoniſch, Mitteilung mir perſön
lich oder durch die Abteilung Meldeſtelle zu machen.

Jch hoffe beſtimmt, daß nunmehr ein regelrechter Berichts
verkehr zwiſchen der Abteilung Meldeſtelle des Oberpräſidiums
und den Herren Regierungspräſidenten, Oberbürgermeiſtern,
Polizeipräſidenten und Landräten eintritt, damit die Meldeſtelle
in der Lage iſt, jederzeit dem Herrn Miniſter des Jnnern und
mir über alle politiſchen und wirtſchaftlichen Vorkommniſſe in
jedem einzelnen Kreiſe und in jeder einzelnen Stadt Meldung
machen zu können.

gez. Hörſing.
An die Herren Regierungspräſidenten,
Oberbürgermeiſter der kreisfreien Städte, Polizei

präſidenten und Landräte.
d

Die Verordnung ſoll den Eindruck erwecken, daß der
Oberpräſident das Wohl der Geſamtheit der Bevölkerung
im Auge hätte. Jhre Ausführung in den zurückliegen-
den Monaten und auch jetzt noch aber beweiſt das Gegenteil.
Der ſozialiſtiſche Oberpräſident hat ſie ergehen laſſen, um
ſeiner eigenen Partei damit zu nützen und den Parteien zu
ſeiner rechten und linken Seite Abbruch zu tun. Wenn die
Ausführung in der Weiſe erfolgt wäre, daß den ordnungs-
feindlichen Elementen der Boden entzogen würde, könnte
man über einzelne in mancher Hinſicht auch bedenkliche
Weiſungen der Verordnung milder urteilen. Tatſächlich
aber bat die am 18. Jan uax ergangene Verordnung dazu

gedient, einmal die kommuniſtiſchen Aufruhrbeſtrebungen
im März zum Ausbruch kommen zu laſſen, und zum
andern die ordnungsliebende Bevölkerung in Stadt und
Land wehrlos zu machen, um ſie dann bei dem Aufruhr den
kommuniſtiſchen Beſtien nach der Achtzehnſtundentheorie
ſchutzlos preiszugeben.

Der Oberpräſident Hörſing wollte über „landes-
verräteriſche internationale Propagandatätigkeit“, insbeſondere über ruſſiſchen Kurierdienſt,
beſonders ſorgfältig unterrichtet werden. Man kann als
zutreffend unterſtellen, daß das auch geſchehen iſt. Der
Oberpräfident und der Miniſter des Jnnern
ſind über alle umſtürzleriſchen Beſtrebun-
gen der Kommuniſten und über die Vorbe-
reitungen des Aufruhrs durch direkte Be-
teiligung ruſſiſcher Sowjetjuden infor-
miert worden. Das geht auch aus einem Anerken-
nungsſchreiben der Berliner Zentralbehörde an Provinzial
behörden hervor, in welchem den Letzteren für die Jnforma-
tionen gedankt und auch hervorgehoben wurde, daß ſich alle
Vorausſagen durch die Ereigniſſe bewahrheitet hätten. Die
Provinzialbehörden ſollten nur weiterhin die Verbindung
mit den Spitzelbüros, die nachgewieſenermaßen über ausge
zeichnete Beziehungen zu den Kommuniſten verfügten, auf-
rechterhalten und weiterhin Berichte einſenden. (Auch der
Wortlaut dieſes amtlichen Schreibens befindet ſich in unſerer
Hand.) Daß der ſozialiſtiſche Jnnenminiſter Severing von
allen Plänen und Vorbereitungen der Kommuniſten zum
Umſturz genaueſte Kenntnis hatte, hat er ja auch ſelbſt in
der Denkſchrift, die er dem Landtage vorlegte, zugeſtanden,
und daß er den Ausbruch des Aufruhrs herbei-
wünſchte, hat in dem von ihm verfaßten Artikel in der
Zeitſchrift „Der getreue Eckart“ ausgeplaudert. Jn welcher
Weiſe die ſozialiſtiſche Regierung ſelbſt die Vorbereitungen
des Aufruhrs gefördert und damit zum Ausbruch desſelben
unmittelbar beigetragen hat, erfährt man nun wieder aus
der vorſtehenden Verordnung Hörſings: in der Provinz
Sachſen wurden Ausländer, d. h. kommu-
niſtiſche Juden aus Rußland, „die ſich vor-
übergehend zu Verſammlungs- und Agi-
tationszwecken in den Kreiſen aufhalten“,
geduldet, nur deren Papiere ſollten „ſtets geprüft“
werden. Die Reichs- und die preußiſche Staatsregierung
(Simons und Severing) haben alſo nicht nur die umſturz-
lüſternen Abgeſandten Moskaus nach Deutſchland herein-
gelaſſen, ſondern Severing und Hörſing haben ſie ſogar in
Verſammlungen auftreten laſſen, um offen zum Aufruhr,
zu Gewalttaten und Blutvergießen zu hetzen.
kommuniſtiſchen Beſtien dann das Losſchlagen noch zu er
leichtern, wurden alle Selbſtſchutzorganiſationen verboten,
und es wurde peinlichſt darauf geachtet, daß keine Neubil-
dungen erfolgten, und der Einſatz der Polizeikräfte wurde
nach dem Eingeſtändnis Severings ſo „maſſiert“, daß das
Gewitter auch zur Entladung kommen konnte. So förder-
ten der Reichsminiſter für die auswärtigen Mächte und der
Staatsminiſter gegen den inneren Frieden die Wohlfahrt
des deutſchen Volkes, bei dieſem Bemühen tatkräftig
unterſtützt durch Hörſing, Kasparek und Hölz.

Die regierenden Genoſſen ſcheinen gar kein Gefühl
dafür zu beſitzen, in welchem Grade ſie ſich der allgemeinen
Lächerlichkeit preisgeben und damit die Staatsautorität
gefährden, wenn ſie nicht einmal mit dem Belagerungszu-
ſtand mehr auskommen können, mit dem nach ſozialiſti
ſcher Auffaſſung doch eigentlich ſchon jeder Eſel zu
regieren in der Lage ſein ſoll ſondern ſich auch noch eines
bis ins kleinſte ausgebauten Spitzelſyſtems bedienen müſſen,
um die öffentliche Ordnung auch nur einigermaßen zu
ſichern und vor allem ihre eigene werte Perſon zu ſchützen.

Was die Verordnung Hörſings weiterhin ſo reizvoll
macht, iſt das an Marktweiberneugier grenzende Jntereſſe
des Oberpräſidenten für jede in der Provinz ſtattfindende
Verſammlung, für alle wichtigen Ereigniſſe in den Par
teien, für Veränderungen in denſelben, für Aeußerungen
politiſch markanter Perſönlichkeiten uſw. Man erfährt
aus ſeiner Verordnung zum erſten Male,
daß über alle Perſonen, „die im politiſchen
Leben ſtehen und ſtark hervortreten“, Per«
ſonalakten geführt werden! Hinſichtlich der Be
amten hatte die Sozialdemokratie ſich früher dafür einge-
ſetzt, daß ihnen auf Verlangen Einſicht in ihre Perſonalakten
gewährt werden ſollte, damit ſie gegen unrichtige Ein-
tragungen Einſpruch erheben könnten obwohl unter der
monarchiſchen Regierung zu Befürchtungen, daß mit der
Geheimhaltung der Perſonalakten Mißbrauch getrieben
würde, nur in den allerſeltenſten Fällen Anlaß vorlag,
Nun die Sozialdemokratie aber in der Regierung W. ba



ge geryerme Perſongrarren wieder eingefihrt, und
zwar was das Kurioſeſte an der Sache iſt für die
Zivilbevölkerung! Danach kann man wohl mit
Fug und Recht annehmen, daß über politiſch mißliebige
Beamte erſt recht geheim e Perſonalakten geführt werden.
Da unter dem Korruptionsſyſtem des Sozialismus aller
ſchärfſtes Mißtrauen gegen behördliche Einrichtun
gen geboten iſt, die bekanntlich aus Prinzip für ſozialiſtiſche
Parteizwecke gemißbraucht werden, ſo muß die Offen
haltung der Perſonalakten, die über poli-
tiſche Perſönlichkeiten geführt werden,
unbedingt efordert werden falls die Anlegung ſolcher Akten mit der Verfaſſung überhaupt in Ein
klang gebracht werden könnte! Uns ſcheint, daß dies eine
Angelegenheit iſt, mit der ſich der preußiſche Landtag in
Berlin einmal beſchäftigen müßte. Wenn die Führung der
artiger Perſonalakten ſchon durch ein Geſetz gerechtfertigt
werden ſollte, dann empfehlen wir jedem irgendwie im poli
tiſchen Leben Stehenden hin und wieder unverhofft
nach Magdeburg zu fahren und Hörſing aufzufordern, die
Perſonalakten vorzulegen, um zu kontrollieren, ob keine
unwahren Eintragungen gemacht worden ſind! Das iſt
unter dieſem Syſtem durchaus notwendig!

Noch eine dritte Seite iſt bei dieſer Verordnung Hör-
ſings zu beachten. Wenn die darin angeordnete Bericht
zrſtatkung überall durchgeführt werden ſollte, dann würde
der bisherige Beamtenapparat bald nicht mehr aus
reichen, und eine Erweiterung desſelben wäre die
natürliche Folge. Dadurch würden zwar wiederum mehrere
Dutzend ſozialiſtiſcher Krippenjäger verſorgt werden, aber
die Allgemeinheit hätte durch erhöhte Steuern das
Gehalt für ſie aufzubringen. Auch der Bedarf an Formu
laren, Büroräumen uſw. (wir leiden ja an einem Ueberfluß
von Wohnungen!) würde ſo groß werden, daß für eine der
artige Material- und Geldverſchwendung nur eine gänzlich
gewiſſenloſe Regierung die Verantwortung übernehmen
önnte. Jn unſerer gegenwärtigen Lage ſollte geſpart wer

den, wo immer es nur irgend angängig iſt. Die Sozial
demokratie aber ſteht auf dem Standpunkt, daß für ihre
Partei garnicht genng Geld ausgegeben werden kann.
Scheidemann erklärte es erſt jüngſt wieder als eine „naive
Auffaſſung“, zu meinen, daß die Mittel, die für die Ver
wurzelung der Revublik in der deutſchen Erde ausgegeben
würden, weggeworfenes Geld ſeien. Um die Republikani-
ſierung der Bevölkerung vorzunehmen, wollte die Sozial
demokratie ja auch durchaus in der preußiſchen Regierung
bleiben und iſt nur ſehr ſchweren Herzens hinausgegangen

wohl wiſſend, daß mit ſolchem Unfug, wie ihn auch die
Hörſingſche Verordnung darſtellt, unter einer gewiſſenhaften
Negierung bald aufgeräumt werden würde. Nun der

erzog Severing endlich gefallen iſt, muß auch der Mantele hinterdrein, ſamt allen nicht gebrauchsfähigen
aſchentüchern und ſern 9 en wie Kasparek, Döltz,

Stammerufw., durch die ſich die Bevölkerung ſchon oft genug
den Schnupfen zugezogen hat. Für jeden Deutſchen, der
das Wohl der Bevölkerung im Auge hat, kann die nächſte
Forderung daher nur lauten:

Fort mit dem Blutmenſchen Hörſing!

h be

Fochs freiwillige Raubarmee
X Paris, 21. April.

Wie der diplomatiſche Berichterſtakter der „Chicago Tribhune“
ſeinem Blatte mitteilt, ſoll Marſchall Foch die Meinung ver
neten, daß in Frankreich und vielleicht auch in den
zerbünderen Ländern 100000 Freiwillige auf-

bracht werden könnten, um eine Beſatzungsarmee zu ſchaffen
e für die Kontrolle des Ruhrgebiets und auch Weſtfalens ge

nüge, falls letzteres Gebiet beſetzt werde.
W

Gedächtnisfeier des 4. Garde- Regiments zu Fuß, Von
dielen Seiten iſt angeregt worden, noch in dieſem Jahre eine
Zuſammenkunft der Angehörigen des ehemaligen 4. Garde
Regiments zu Fuß ſtattfinden zu laſſen. Dieſem Wunſche Rech-
nung tragend, ſoll am 20. Mai auf dem Moabiter Exerzrerplatz
eine Gedächtnisfeier unter der Leitung des Oberſten Reinhard
ſtatttftnden, der am 28. ein Begrüßungsabend vorausgehen ſoll.
Anmeldungen ſind zu richten an Major Dziobek, Berlin Witten
bergplatz 8, wohin auch möglichſt zahlreiche Anſchriften alter
Kameraden erbeten werden.

Fehde
5 Roman von A. v. Klinckowſtroem.

(Nachdruck verboten.)

„Wir haben warmes Sonnenwetter“, tröſtete
Schließlich wartet Vater wohl auch noch etwas länger.

„Es iſt ja freundlich genug von Jhnen, daß Sie mir
den Auftrag überhaupt geben. Da möchte ich wenigſtens

rt halten können.“S „Jhre Säge liegt uns zunächſt, und man ſchickt doch
nicht ſeine Pferde unnütz eine halbe Stunde weiter als nötig
iſt.“ Das klang ſehr ſachlich, aber ein ſanfter Blick ſtreifte

i ſein Geſicht. tn es in Glück für uns, daß die Konkurrenz mir
hier herum noch Spielraum laſſen muß. Wenn mir ein
weiteres großes Werk vor die Naſe geſetzt würde, wäre ich

i drückt.“r iſt vorderhand e Ausſicht, da brauchen wir
icht zu ſorgen“, lächelte Henny.we Sie war e ſchlank und blaß. Das Bemerkenswerteſte

an ihr ſchien zuerſt ihr weiches, braunes Haar, das ſie in
glatten, ſtarken Zöpfen am Hinterkopf aufgeſteckt trug.
Man mußte ſie ſchon öfter ſehen, um dahinter zu kommen
daß ein ſtiller Reiz über n Erſcheinung lag, der wohl

den gütigen Augen ausging.wo Während ſie ſich mit Siewert in techniſche Erörterungen
über Holz und Balken einließ, machte Anne ein verſchmitztes
Geſicht und dachte ſich ihr Teil dabei. Sie verſchwand auch
ſehr lange, um den Kafeetiſch herzurichten, aber als ſie
wiederkam, ſaßen die beiden ſich noch immer ſteif gegenüber

redeten von Geſchäften.vue „Du biſt ein Stockfiſch, mein Jungchen“, ſagte ſie, als

die Nachbarin nach dem Kaffee fortfuhr.
Warum?“ fragte Siewert erſtaunt.
„Weil Henny doch nur darauf wartet, daß du ihr einen

machſt. Vater Wellhof hätte das Geſchäftliche mit

ſie.

getreide

Stegerwald wiedergewählt
Preußiſcher Landtag

w. BVerlin, 21. April.
Das Haus iſt gut beſetzt, die Tribünen ſind nur mäßig be
Präſident Leinert eröffnet die Sitzung kurz nach 15 Uhr.
Erſter Punkt der Tagesordnung:

Wahl des Miniſterpräſidenten
Als Ergebnis teilt Präſident Leinert mit: Es ſind

371 Zettel abgetzeben worden, davon ſind 22 unbeſchreeben.
Von den 349 gültigen Stimmen haben erhilten: Stegerwald
(Ztr.) 227, Abg. Braun (Soz.) 100, Abg. Ludwig (U. S.) 21,
Abg. Buſch (Zir.) 1 Stimme. Stegerwald iſt alſo zum
Miniſterpräſidenten wieder gewählt.

Die Mitteilung des Wahlergebniſſes wird von den Parteien
ohne irgendwelche Kundgebungen aufgenommien.

Hierauf wird die Beratung der deutſchnationalen Anträge
gegen die Zwangswirtſchaft fortgeſetzt.

Abg. Kaulen (Ztr.) beantragt Ueberweiſung der Anträge an
den Landwirtſchaftéausſchuß.

Ein Regierungsvertreter erklärt, die Regierung ſei bereit,
die Landwirtſchaft immer mehr von den Feſſjeln der Zwangswirt-
ſchaft zu befreien. Beſonders bei der Milch, wo die Zwang s-
wirtſchaft produktionslähmend gewirtt hat, werdeim Jntereſſe der Verſorgung der Kinder mit dieſem unhältbaren
Syſtein gebrochen werden. Beifall rechts.) Gleichzeitig mit der
Aufhebung der Milchzwangswirtſchaft ſoll auch die Einfuhr
aus ländiſcher Butter freigegeben werden. Die
Aufhebung der „Getreidezwangs wirtſchaft iſt
gegenwärtig noch nicht durchführvar, es ſollen aber
weſentliche Erleichterungen eintreten. Durch das ge
e Umlageverfahren wird der Wunſch der Antrag
teller erfüllt, daß die Landwirtſchaft rechtzeitig über die Un
forderungen des Reiches inſormiert werden ſoll. Die Schrott
m hlenverordnung ſoll nur die Vermahlung von Brot

e unterſagen. Gegen eine weitergehende Auslegung
wird die Regierung einſchreiten. Die Zwangsbewirtſchaftung des
Zuckers läßt ſich noch nicht aufheben, doch will die Re
gierung alles tun, um die heimiſche Zuckerproduktion zu fördern.

Abg. Graf zu Stolberg-Wernigerode (D. Vpt.) iſt nicht für
ſofortige Aufhebung der Getreidezwangswirtſchaft, ſtimmt aber
den übrigen deutſchnationalen Anträgen zu und beantragt ihre
Ueberweiſung an den Haushaltsausſchuß.

Abg. Dr. Wendorff (Dem.) bedauert den agitatoriſchen Cha
rakter der Vegründungsrede des Abg. Schlange, ſtellt ſich aber
Ba auf den Voden der Anträge. Zuſtändig für dieſe

inge ſei freilich der Reichstag. Redner tritt für die Auf
hebung der Schrottmühlenverordnung ein und beantragt Ueber
weiſung der übrigen n an den Hauptausſchuß.

Abg. SchulzNeukölln (Komm.): Die Anträge wollen nur der
agrariſchen Profitſucht freie Bahn ſchaffen. Die Volksernährung
kann nur ſichergeſtellt werden durch eine Kontrolle der landwirt
ſchaftlichen Produktion durch Landarbeiterräte.

Abg. Klausner (u. A.): Die Durchführung der deutſchnatio
nalen Anträge würde die Preiſe gewaltig ſteigern und die Not
des Volkes ungeheuer verſchärfen. Von einer Not der Land
wirtſchaft kann keine Rede ſein.

Das Haus vertagt ſich. Nächſte Sitzung Freitag 10 Uhr vor
mittags mit der Tagesordnung: Entgegennahme einer Erklärung
des Staatsminiſteriums. Dann ſoll die Sitzung auf 2 Uhr nach

mittags vertagt werden, und in der Nachmittagsſitzung ſoll die
Beſprechung der Erklärung des Miniſterpräſidenten beginnen.

Schluß gegen 246 Uhr.

Stegerwald zur Lage
W. Berlin, 21. April.

Jn dem Blatt „Der Deutſche“ ſchreibt der preußiſche Mi
niſter präſident Stegerwald zur Lage: Von
ſozialdemokratiſcher Seite wird behauptet, das ganze
Spiel der letzten Woche ſei darauf angelegt geweſen, die So-
zialdemokratie aus dem preußiſchen Miniſterium hin
auszumanövrieren. Das kann nur jemand behaupten,
der die Wahrheit gewaltſam umbiegt oder der meine grundſätz
liche Einſtellung zu dieſer Frage nicht kennen will. Wenn es
meine Abſicht geweſen wäre, die Sozialdemokraten von der
Mitarbeit im Kabinett auszuſchalten, ſo hätte ich mir in den
letzten zehn Tagen ſehr viel faſt übermenſchliche Arbeit ſparen
können. Die ganzen augenblicklichen Verhandlungen über die
preußiſche Regierungsbildung beruhen ſchon meines Erachtens
auf einer gründlichen Verkennung der geſamtenpoli-
tiſchen Lage. Man läßt leider das entſcheidende Moment
außer Acht und beſchäftigt ſich zu ſehr mit Fragen zweiter Ord
nung. Jn kurzer Zeit, und zwar ganz gleich, ob die Reparations-
frage durch Sanktionen oder anderweitig ihre Erledigung finden
wird, ſteht dem Reiche cine gewaltige Kriſis bevor. Erſt
jetzt im Mai wird das deutſche Volk die ganze Tragweite

dir ja ebenſogut ſchriftlich abmachen können, wenn er auch
die Gicht hat. Das Uebliche iſt es doch nicht, daß man ſeine
Tochter dazu ſchickt. Wenn ſie es übernahm, ſo beweiſt das
alſo, daß ſie beſonders gern kam und einen Vorwand
brauchte.“

„Sie iſt mit dir befreundet.“
Anne ſchnippte mit den Fingern: „Wenn man einen

gut ausſehenden Bruder hat, weiß man ſchon, was man von
der Freundſchaft anderer Mädchen halten ſoll.“

„Jch bin keine Partie, kann keine Frau ernähren.
„Sie brächte ja ein ganz anſtändiges Vermögen mit,

nicht ſo viel, daß man ſagen könnte, du habeſt ſie des Geldes
wegen genommen, aber doch genug

„Um dich auszuzahlen! Da hab' ich dich bei dem Kern
punkt der Sache!“ rief er lachend.

„J wol!“ verteidigte ſie ſich. „Daran hab' ich wirklich
nicht gedacht. Jm Ernſt, Siewert, du könnteſt nichts
Beſſeres tun. Das wäre die Schwägerin meiner Wahl.“

„Alſo, wenn du im Ernſt ſprichſt, dann wollen wir
nicht mehr davon reden!“ unterbrach er ſie ſchroff und griff
nach ſeinem Hut, um mit dem Einſpänner nach dem nächſt
gelegenen Städtchen hinüberzufahren und einige wirtſchaft
liche Einkäufe zu machen.

Sein Füchslein trottete gemächlich auf der Chauſſee
dahin, die eben neu geſchottert wurde. Unterwegs überholte
ihn ein elegantes Juckergeſpann, auf deſſen hohem Vorder
ſitz eine Dame ſelſbſt die Zügel führte, während der Kutſcher
mit gekreuzten Armen hinten ſaß. Sie tippte den ohnehin
unruhigen Pferden mit der Peitſche auf die Flanken, um ſo
raſch als möglich an Siewert vorbeizukommen, und hüllte
ihn bei der wilden Fahrt in eine dicke Staubwolke. Er ſah
gerade vor ſich hin, um keinen Blick an Frau Urta Endrulat
verſchwenden zu müſſen, die er wohl erkannt hatte, obgleich
ſie einen grünen Gagzeſchleier gegen den Sonnenbrand vor
dem Geſicht trug.e ihm die Dampfwalze auf demBald danach kam
Schotter entgegen. Sein Rößlein kniff nur ein wenig die

des Verſailler Vertrags zu fühlen bekommen, und z
eigentliche Leidensgeſchichte des deutſchen Volkes wird erſt b
ginnen. Ueber dieſe Kriſe kommen wir meines Erachtens wed
in Deutſchland noch in Preußen hinweg, wenn bei den gegen
wärtigen Verhältniſſen die beiden Staatsfpitzen it
Reiche wie in Preußen nicht in kürzeſter Zeit ein gegen
ſeitig abgeſtimmtes Programm aufſtellen und auf dieſe
eine ſtarke parlamentariſche Mehrheit verpflichten. De
war und iſt das Ziel meines ganzen BVemiſhens. Auſ
anderen Wegen ſcheint mir in den nächſten Jahren ein
Stetigkeit der deutſchen Außen- und Jnnenpolitik nicht erreich,
bar zu ſein, und ohne Stetigkeit der Politik iſt ein all mählicher
Wiederaufſtieg des deutſchen Volkes nicht denkbar. Was ſich in
den letzten Wochen in Preußen abgeſpielt hat, iſt meines Er
achtens nur der Ausdruck für die tatſächliche Zerfahrenheit
innerhalb des deutſchen Volkes, aus der es keine Geſundung
ohne ernſten Willen und gegenſeitige Zugeſtändniſſe geben kann
Aufgabe der Stunde aber iſt, unter allen Umſtänden im Mag
u einer aktionsfähigen und großzügigen Politik zu kommenie eine ſtarke Baſis im Parlament und im Volke hat

Dominikus für Schiffer
w. Berlin, 21 April.

Wie wir von unterrichteter Seite hören, iſt anſtelle de
Reichsminiſters a. D. Schiffer Oberbürgermeiſter a. D. Dr.
Dominikus in das neue preußiſche Miniſterium einge:reten

Um die Kusnahmegerichte
Deutſcher Reichstag

w. Berlin, 21, April.
Haus und Tribünen ſind nur ſchwach beſetzt.
Präſident Löbe eröffner die Sitzung mit geſchäfteichen Mi

teilungen,
Die Jnterpellation Arnſtadt und Gen. wegen der aus.

wärtigen Politik wird laut Erklärung eines Re-
gierungsvertreters innerhalb der geſetzmäßigen Frif
Leantwor et werden.

Es folgt eine Reihe mündlicher Ausſchußberichte
wegen Einſtellung ſchwebender Verfahren gegen die komm
niſtiſchen Abgeordneten Reich, Thomas und Hölkein,
den Abg. Heim (Bayr. Vp.), den Abg. Simon Schwaben
(Sosz.), den Abg. Moldenhauer (D. Vpt.) und den Abz
Dr. Deer mann (Bay. Vpt.).

Zum Fall Reich führt
Abg. Geyer (Komm.) aus, es handele ſich hier um en

politiſche Jntrige. Die Kommiſſion habe die Unterſuchung nich
gründüich genug vorgenommen, und der An rag des Ausſchuſſe:
ſei glatt abzulehnen.

Abg. SchmidtMeißen (Soz.) beantragt Zurückverweiſung an
die Kommiſſion.

Abg. Dittmann (U. S.) ſchließt ſich dem an.
Antrag Schmidt wird angenommen, in allen übtiger

Fällen nach dem Antrag des Ausſchuſſes auf Einſtellung der
VPerfahren erkann.

Jn der Fortſetzung der geſtern abgebrochenen Beratung über
die Anträge der Unabhängigen auf

Aufhebung der Ausnahmeverordnungen
erklärt

Abg. Warmuth (Dun.), der Regierung könne er den Vorwur
nicht erſparen, nicht raſch genug eingegriffen zu
haben. Wo aber alles verſage, wo ſelbſt die angebliche porttiſche
Neife der Mehrheitsſogialiſten und Unabhängigen keinen Damm
gegen das Umſichgreifen des Kommunismus und des
Verbechertums ſei, müßten radikale Maßnahmer
getroffen werden. Er ſtehe daher ganz auf dem Standpunkt der Ver-
ordnungen und warne vor jeder Abänderung, vielleicht mit Aus
nahme einer Beſtimmung über die Jugend
liche n.

Abg. Fiſcher (Soz.) meint, für die Bezirke Hamburg
Arnsberg, Düſſeldorf und Münſter könnten aller
dings die Ausnahmeverord nungen aufgehoben werden
nicht aber für die Provinz Sachſen. Vor dem Geiſt
den Abg. Roſenfeld geſtern als den revolutionären Geiſt der
Arbeiterſchaft pries und der ſich in den ſchärfſten Wendunger
dokumentiere, empfinde die Arbeiterſchaft wur Ekel und Ent
rüſtung. Die Sondergerichte müßten beſteher
bleiben, aber ſie müßten mit Kautelen umgeben werden, dami
ſie nicht zu Ausnahmegeſetzen gegen die Arbeiter würden. Da
wolle der An rag der Mehrheitsſozialiſten.

Juſtizminiſter Heinze erklärt ſich bereit, zum Antrag de
Mehrheitsſozialiſten im Ausſchuß evenduell Stellung zu nehmer
und erklärt gegenüber den Vorwürfen, daß die Kappiſten nod
nicht zur Verantwortung gezogen ſeien, die meiſten Kappiſter

Ohren an, trabte aber ruhig vorüber; doch dann ſtieß ihn
ein paar hundert Schritte weiter etwas Unerwartetes zu
das ihn im erſten Augenblick außer Faſſung brachte.

Das eleganteſte Juckergefährt war an einem Prellſtein
zu Fall gekommen und hatte ein Rad verloren. Offenbar
waren die jungen Tiere vor der Dampfwalze ſcheu ge
worden, und nur der Stein und ein dahinter ſtehender
Ebereſchenbaum hatten Wagen und Jnſaſſen davor bewahrt
in den Chauſſeegraben geſchleudert zu werden. Der Kutſcher
blutete ſtark am Kopf, und die junge Frau ſtand unverletzt,
aber ratlos da.

Siewert zauderte einen Augenblick, doch alles, was von
Ritterlichkeit in ihm war, ſträubte ſich dagegen, an einer
Dame, die ſich in ſchwieriger Lage befand, vorüberzufahren
ohne ihr Beiſtand zu leiſten. Er zog die Zügel ay und
ſprang ab.

Frau Urta Endrulat hatte den Gazeſchleier zurück
geſchlagen. Unter dem zartgrünen Gewebe quoll ihr helle
Blondhaar üppig hervor und umbauſchte ein friſches, rund
liches Geſicht. Sie richtete die großen, bräunlichen Augen
feſt auf Siewert und ſagte: „Wollen Sie ſo freundlich ſein,
meinem Kutſcher ein wenig zu helſen? Wir ſind, wie Sie
ſehen, zu Schaden gekommen. Jch halte inzwiſchen die
Pferde.“
V Obgleich ſie bat, hatte ihre Stimme einen gebieteriſchen

ang.
Er lüftete ſchweigend und ſehr obenhin den Hut und

machte ſich daran, den Wagen zu unterſuchen. Sie wickelte
inzwiſchen die Zügel um die linke Hand und bog den Ober
körper zurück, um die aufgeregten Pferde zu bändigen.
Gegen ſeinen Willen mußte er Notiz davon nehmen, wie
wunderbar ſie gebaut war. Jn dem enganliegenden Jacken
kleid, deſſen Seidenfutter bei jeder Bewegung kniſterte, er
innerte die kraftvolle Schlankheit der jungen Litauerin an
einen Edeltannenſchößling.
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en amneſtigert. Nur die Führer der Berliner Zendraſ
des KoppPutſches ſeien zu beſtrafen, und dieſe ſeien troh

ühungen bisher noch nicht zu faſſen geweſen.
remer (D. Vpt.) polemiſiert in ſchärfſter Form gegen

e Kommuniſten und Unabhängigen. Den letzteren
ä ſt er Feigheit vor, weil ſie keine klare Scheidewand nach
n errichten. Solange die Zuſtände bei den Kommuniſten
lteiben, wie ſie jetzt ſind, dürfen die Ausnahmebeſtimmungen
i fallen. Jmmerhin werden wir an den Ausſchußverhand-
5 en teilnehmen Als Redner zum Schluß die Legitimation
des begüterten Roſenfeld anzweifelt, ſich hier alsArbeitervertreter aufzuſpielen. entſteht ein ungeheurer
Lärm auf der Linken, während die Reche demonſtrativ
Beifall ſpendet.
Abg. v. Guérard (Ztr.) tritt für die Beibehaltung der
Ausnahmeveror dnungen ein. Eine ſchnelle Wieder-
perſtellung der verletzten Juſtiz ſei nur durch die Sondergerichte
ögl Mit der Ausſchußberatung ſei er einverſtanden, nur

dürfe dieſe nicht dazu führen, der Juſtig in die Arme zu fallen.
Abg. Delius (Dem.) gibt ein Bild der Herrſchaft des Terrors

in Nitteldeutſchland und meint, wenn auch Uebertreibungen in
der Preſſe vorgekommen ſeien, bleibe doch noch genug übrig, um

Konto der Kommuniſten auf das ſchwerſte zu belaſten. Das
Riederbrennen der Privathäuſer, die Verbrechen und Schän
dungen der gefangenen Sipoleute ſeien unverzeihliche Schand
jaten. Redner dankte der Sipo im Namen des deutſchen Volkes
für die Rettung der Stadt Halle und nimmt die Reichs
wehr und den Oberpräſidenten Hörſing gegen die Angriffe der
echten in Schutz. Die Ausnahmebeſtimmungen dürfen für
Mitteldeutſchland nicht fallen.

Das Haus bricht ſodann die Weiterberatung ab und er
jedigt den Geſetzentwurf über die Prüfung und Beglau
zigung der Fieberthermometer.

Morgen mittag 2 Uhr Anfragen und Weiterberatung

Eine deutſche Note an Amerika
W. Berlin, 21. April.

Die Reichsregierung hat durch Vermittlung des amerikani
ſchen Geſchäftsträgers in Berlin an den Präſidenten der Ver
einigten Staaten folgende Note gelangen laſſen:

Jm Namen der deutſchen Reichsregierung und des deutſchen
Volkes beehren ſich die Unterzeichneten, trotz des formell noch
beſtehenden Kriegszuſtandes an den Herrn Präſidenten der Ver
einigten Staaten von Amerika den Antrag zu richten, in der
Reparationsfrage die Vermittlung zu übernehmen und die
Summe feſtzuſtellen, die Deutſchland an die alliierten Mächte zu
zahlen hat. Sie ſprechen gleichzeitig die dringende Bitte aus,
die Zuſtimmung der Alliierten zu einer ſolchen Vermittlung
jerbeizuführen. Dabei erklären ſie feierlich, daß die deutſche
Regierung ohne Einſchränkungen oder Vorbehalte bereit undwillens ſt, den alliierten Mächten diejenige Summe als Repa-

ration zu zahlen, die der Präſident der Vereinigten Staaten nach
eingehender Prüfung und Unterſuchung recht und billig finden
olllke. Sie verpflichtet ſich hiermit ausdrücklich, dieſen Schieds-
pruch, wie er auch lauten möge, in allen Einzelheiten ſowie dem

Vuchſtaben wie dem Geiſt nach zu erfüllen. Tief durchdrungen
on der inneren Berechtigung dieſer Vitter und in unbezweifel-
jarer Aufrichtigkeit unterbreitet das deutſche Volk durch ſeine
erfaſſungs mäßige Regierung dem Präſidenten der Vereinigten
Staaten dieſen Antrag. Es peg: die zuverſichtliche Hoffnung auf
dewährung ſeiner Bitte, auf daß nach Recht und Gerechtigkeit
ine endgültige Entſcheidung gefällt werde zur Erfüllung tief
fühlter Wünſche aller ziviliſierter Nationen, zur Abwendung
t unabſehbaren Folgen drohender Zwangsmaßnahmen und zur

erbeiführung des Friedens der Welt.
(gez. Dr. Simon s.)(gez.) Fehrenbach.

h. Verlin, 21. April.
Entgegen allen amtlichen Ableugnungeverſuchen will eine

ſeſige Korreſpondeng aus einwandfreien Kreiſen die Verſiche
ung erhalten haben, daß die amerikaniſche Antwort
uf das Erſuchen Deutſchlands, die Vermittlung zu übernehmen,
ſſtern abend beſtimmt in Berlin eingetroffen iſt.
der Gewährsmann der Korreſpondenz iſt in der Lage, den Jn
alt der amerikaniſchen Antwortnote dahin zu
irre daß die ereinigten Stagten daseutſche Vermittlungserſucher letzten Endes ab
ehnen. Die amerikaniſche Regierung erklärt zwar, an ſich
egen die Uebernahme der Alliierten Schuld durch Deutſchland
ichts einwenden können, jedoch müßten in dieſem Falle die
llierten cuch weiterhin die W übernehmen. Jedenfalls
ält die amerikaniſche Regierung den Weg für die direkten Vor
hläge an die Ententemächte für ratſamer

Ein Bürgermeiſter der neuen Seit
In der „D. T.“ leſen wir:
Am 380. März rückte in Wiehe wie von Gefangenen aus

agt wurde, unter Führung des Stadtverordneten Bowitzki
alle eine gutbewaffnete Bande von 50 Mann auf Kraft
agen ein und beſetzte die Ortseingänge. Hierauf verhafteten
e zuerſt den Oberpfarrer von Wiehe, den in Wiehe
ſäſſigen Oberſten a. D. Schäfer, ſowie von Schloß Wiehe den
egierungsrat von Hinüber. Die Angehörigen der fortgeſchlepp

drei Geiſeln wurden unter Drohung für das Leben der drei
hafteten gezwungen, Löſegelder herbeizuſchaffen. Die

chter des Oberpfarrers gingen, da ſie ſelbſt keine Barmittel
t Verfügung hatten, von Haus zu Haus, um Geld zu ſammeln.
uf dem Schloß in Wiehe wurden in größerem Umfange Lebens-
iel ſowie Gebrauchsgegenſtände „requiriert“. Recht eigen

g hat ſich bei allem dieſem der demokratiſche Bürgermeiſter
Polizeiverwalter in Wiehe, Kammradt, benommen. Gr

nierſtützte die Angehörigen der Geiſeln in
einer Weiſe, kümmerte ſich überhaupt nicht um ſeine Ge-
inde, ſondern ging mit einem Bekannten in die Wirtſchaft
deutſcher Hof“, wo er Wein trank und Billard ſpielte,
geblich um ſeine „auf geregten Nerven“ zu beruhigen.
ihrend der Pfarrer gefangen über den Marktplatz geführt
rde und den Bürgermeiſter zu Hilfe heranwinkte, blieb dieſer
ihig an ſeiner Stelle und winkte nur huldvoll und freundlich

der. Für einen Polizeiverwalter wahrhaftig ein ſtarkes Stück
n Pflichtvergeſſenheit! Herr Bürgermeiſter Kamm
dt iſt ein Mann des neuen Syſtems, der es be
iders ſchnell verſteht, ſich auf den Boden der Tatſachen zu
llen, Als echter Demokrat ſucht er anſcheinend auch in Wiehe
ar Zünglein an der Wage“ zu bilden, indem er wacker zur
hrheit hält. (Demokratie iſt ja Mehrheitswille.) Es wird

ahtet, daß er im Vorjahre an der Spitze des Maiumzuges in
ſiehe flott mitmarſchiert iſt. Ferner ſoll er auch jetzt bei dem

r der Hetzer aus Wiehe als milde urteilendestadtoberhaupt ſchützend für dieſe eingetreten
in. Man will ſogar von ihm das Wort gehört haben: „Jch
doch nicht alle meine Bürger verhaften laſſen“). Ohne

ifel verſteht es Herr Kammradt vortrefflich, die Herzen ſeiner
ilalen Mitbürger für ſich zu gewinnen, wer aber noch ſo rück
ndig iſt, daß er von Bürgermeiſtern und Polizeiverwaltern

nhaftes Eintreten für Ordnung und Recht erwartet, muß
n bekennen: Nein, er gefällt mir nicht, der Wieher Bürger

Es dürfte an der Zeit ſein, daß ſich einmal die Re
ru

u

ſehr wohl mit 8
für ſich zu forgen habe.
und Demokraten wurde der Antrag des Ausſchuſſes, der auch die
Zuſtimmung eines deutſchoolksparteilichen
tors fand, zum Beſchluß erhoben. Außer Heſſen iſt Anhalt der
zweite Gliedſtagt, der entſprechend vorgegangen iſt.

ſtellung Magdeburg 1922.)
vom 15. Mai bis 15. Oktober 1922 in Magdeburg ſtattfindenden
Mitteldeutſchen Ausſtellung, zu deſſen Bildung bisher ausſchließ

lich Magdeburgs Jnduſtrie, rworden war, hat bereits die Höhe von 32 Millionen Mark er
reicht. Die Anmeldungen und Anfragen
Ausſtellung laſſen das ſtarke, ſtändig ſteigende Jntere de
mit eldeutſchen Jnduſtrie für die Ausſtellung erkennen.
letzten Sitzung des ſtädtiſchenh enauer mit dem Verhalien des Herrn Kanunradt be

Provinz Sachſew
Thüringer Städteverband

3 tk. Jena, 21. April.Der Thüringer Städteverband hielt am 16. April n Eiſenach
eine Vorſtandsſißung ab, in der 28 Punkte zur Beratung ſtanden
Aus dieſr e e n ſind für die Allgemein
ein ende Beſchlüſſe von Jntereſſe:a Bemühungen des Bürgermeiſterbundes, des Zentral

verbandes der Gemeindebeamten und des Thüringer Städte-
verbandes auf Erlaß eines Beamtenbeſoldungsgeſetzes, wonach
die Gemeinden verpflichtet werden, ihren berufsmäßigen Be
amten eine angemeſſene, d. h. den Bezügen gleichartiger Staats
begmiengruppen mindeſtens entſprechende Beſo'dung zu ge
währen, hatten nach anfänglicher Ablehnung durch die ndes
regierung nunmehr Erfolg. Die Regierung wird den ne
in der nächſten Seſſion einen entſprechenden Geſetzentwur
vorlegenVon verſchiedenen Städten wurde unter eingehender Be
gründung Klage geführt, daß ein gedeihliches Zuſammenarbeiten
der Landespoligei und der örtlichen Polizei noch nich gewähr
leiſtet iſt. Es ſollen dem Miniſterium des Jnnern Grundſätze
und Richtlinien unterbreitet werden über die zentrale und
lokale Ovganiſation der Polizei, ſowie die Finanzfrage. Hierbei
ſoll insbeſondere auch gegen die beabſichtigte Belaſtung der
Städ e mit Quartierleiſtung der Schutzpolizei Stellung ge
nommen werden. Der Vorſitzende und der Geſchäftsführer
wurden beauftragt, unter Zuziehung einiger Vorſtands mitglieder
mit dem Verband der Thür. Polizeibeamten die Beſoldung der
Thür. Polizeibeamten, Dienſtäleidung uſw. zu beſprechen. Der
Erlaß eines Geſetzes über die Erweiterung der polizeilichen
Kompetenz und die Heraufſetzung der Höchſtgrenzen für Poligei
ſtvafen auf 1000 Mk. bzw. 6 Wochen Haft ſoll beantragt werden.

Die Orgingalunterlagen für die Huldigungs-
adreſſe der Thüringer Frauen und Jungfrauen an General
feld marſchall von Hindeburg anläßlich des 70. Geburts
tages am 2. Oktober 1917 ſollen im Archiv des Thüringer
Städteverbandes gufbewahrt werden. Von der Mitteilung des
Thür. Wirtſchaftsminiſteriums, daß die Selbſtverwalrungskörper
zu den Koſten der Kriegsbeſchädigten- und Kriegshinterbliebenen
füvſorge nicht herangezogen werden, wird mit Genugtuung
Kenntnis genommen. Es ſoll die Bitte ausgeſprochen werden,
einheitliche Beſtimmungen für Thüringen zu erlaſſen, wonad,
den begzirksfreien Sädten die Kriegsbeſchädigtenfürſorge ledig
lich für ihren Stadtbegirk übertragen wird. Die Londes
regierung ſoll gebeten werden, eine allgemeine Verfügung über
die ſchärfere Ueberwachung von Frauensperſonen, die unter
Sittenkontrolle ſtohen oder der Gewerbsunzucht nachgehen, zu
erlaſſen, da die Gefahren der Geſchlechtskrankheiten die der
Tuberkuloſe berehs überſteigen. Die Portofreiheit der früher
mit „Heeresſache“ bezeichneten Poſtſendungen iſt aufgehoben
worden und die zuſtändige Reichsbehörde ſoll erſucht werden,
den Gemeinden für die aufzuwendenden Portobeträge (einſchl.
der Angelegenheiten der Hinterbliebenenfürſorge) entſprechen
den Erſatz zu leiſten. Die Landesregierung ſoll gebeten
werden, ſich dafür zu verwenden, daß die Gemeinden entſprechend
ihrer, gerade durch die Reichsfinangzreform Einziehung der Ein
kommenſteuer) mit geſchaffenen kroſtloſen Finanzlagen, an der
Reichsgetränkeſteuer deren weſentliche Erhöhung begbſichtigt
iſt in erheblich böherem Maße beteiligt werden müſſen, als
dies gegenwärtig der Fall iſt. Bei dem Wirtſchaftsminiſter ſoll
der Erlaß einhei licher Beſtimmungen über die Wirtſchafts
kommern im allgemeinen und die Landwirtſchaftskammern im
veſonderen, ſowie eine genügende Entſchädigung der Gemeinden
für die Aufſtellung der Urliſten und Einziehung der Beiträge
beantragt werden. Ein Ausſchuß Oberbürgermeiſter Dr.
Herrfurth-Gera, Bürgermeiſter Gerhardt-Neuſtadt a. O., Bürger
meiſte StrauchenbruchBad Berka) ſoll die Frage der Gründung
eines Ruhegehaltsverbandes Thüringer Gemeinden beraten und
dem nächſten Städtetag zur Beſchlußfaſſung unterbreiten.

Der Deutſche Städtetag beabſichtigh, in nächſter Zeit eine
Städtehaftpflichtungs gemeinſchaft zu gründen. Die Frage des
Anſchluſſes eines Haß pflichtempfehlungsvertrages ſeitens des
Thüringer Städteverbandes wird daher zunächſt zurückgeſtellt
Der ordentliche Städtetag des Jahres 1921 wird kurz nach dem
Deutſchen Städte ag vorausſichtlich am 1. und 2. Juli in
Eiſenach ſtattfinden.

tle. Köſtritz, 21. April. (Die Bornagaiſche Pferde
krankheit) tritt im Elſtertale, insbeſondere in Köſtritz und
Umgegend, in epidemiſcher Weiſe auf Die Krankheit verläuft in
mehr als 90 Prozent aller Fälle tödlich, wenn nicht rechtzeitig
Nottötung erfolgt. Selbſt die wenigen Patienten, die wieder her-
geſtellt wurden, verblieben für den Betrieb unbrauchbar, indem,
wie es ſich bei den ſtarken Epidemien früherer Zeiten in Vorna,
Alenburg und anderen Kreiſen erwieſen hat, die Tiere entweder
dauernd blind oder kreuzſchwach verbleiben. Dabei werden er
fahrungsgemäß nur die jüngſten, alſo wertvollſten Tiere vom
Fohlenalter bis zu 10—-12 Jahren von der Krankheit ergriffen.

g. Cöthen, 21. April. (Fortgang des Bürger
meiſters.) Nach 13jähriger Tätigkeit verläßt unſer er
bürgermeiſter Dr. Heymann ſeinen hieſigen Wirkungskreis
Er wurde zum Beigeordneten des Deuthſchen Städretages in
Berlin gewählt und dürfte ſein neues Amt ſchon in Kürze an
treten. Dr. Heymann kam am 1. Mai 1909 als Stadrrat hrerhee
und wurde im Oktober 1911 der Nachfolger des damals plötzlich
verſtorbenen Oberbürgermeiſters Schul z. Während der
Kriegsjahre hat er ſich durch ſeine geſchickten, umſichtigen Maß
nahmen um das Gemeinweſen ſehr verdient gemacht. (Ein
Verein anhaltiſcher Rektoren) wurde dieſer Tage
von den hier unter dem Vorſitz des Landtagsabgeordneten
Hümmelgen-Zerbſt verſannmelten geprüften Rektoren Anhalts
gegründet.

R. Deſſau, 20. April. (Lehrerinnenfreunde.) Jm
Anhaltiſchen Landtage wurde ein bemerkenswerter Beſchluß ge
feßt. Die Regierung hatte zur neuen Begamtenbeſoldung den
Vorſchlag gemacht, dos Grundgehalt der weiblichen Beamten,
alfo vornehmlich Lehrerinnen, dem Gehalt der männlichen Be
amten gegenüber um 10 Prozent zu kürzen. Sie war dami:
dem Beiſpiele des Reiches und Preußens gefolgt. Der Aus
ſchuß aber erhöhte die Kürzung um weitere 10 auf 20 Progent.
Er ging von dem Gedanken aus, daß mit dieſem Satz die
Lehrerinnen entſprechend der geringeren Arbeitsſtundenzah:
vollkommen ausreichend bezahlt würden. Ausſchlaggebend müſſe
auch der ſoziale Geſichtspunkt ſein. Ein Beamter habe mit 100
Progent ſich und ſeine Familie zu ernähren, da könne eine Dame

0 Prozent zufrieden ſein, zumal ſie zumeiſt nur
Um er ſtärkſtem Widerſpruch der Rechten

Rek

Magdeburg, 21. April Mitteldeutſche Aus
Der Garantiefonds, der

Handel und Gewerbe eingeladen

zur Beſchickung der

Ausſchuſſes wurde die Frage, o
ader die außenvolitiſche

Fernd bundes en Verſcrevarng
der Ausſtellung geboten erſcheinen laſſen, übereinſtimmend ver

der
a

heit durch die Naßnahmen des erne
Die Sadt Magdeburg iſt von den Unruhen nicht nurint. J2 ſondern auch die Arketter-vollkommen verſchont geblieben,

otgantſationen Magdeburgs haben durch ihre Beterligung am
Garanriefonds der Ausftellung gezeigt welche Bedeutung auch
ſie der Ausſtellung für den Wiederaufbau des Wirtſchafts ebene
beimeſſen. Gegenüber den Sagktionen des Feindbundes haben
führende Köpfe der deutſchen Induſtrie ihrer Meinung dahin
Ausdruck gegeben, daß die deutſche Induſtrie ſich wunmehr in
böherem Maße um das Jnlandsgeſchäft und beſonders den
mitteldeutſchen Markt bemühen werde. Es iſt deshalt erſt recht
zu erwarten, daß die deutſche Induſtrie der Mitteldeutſchen Aus
ſtellung ein noch viel größeres Jntereſſe en gegenbringt An
fragen und Anmeldungen ſind zu richten an die Geſchäftsſtelle
der Mitteldeutſchen Ausſtellung, Magdeburg, Kaiſerſtroze 830.

z. Heiligenſtadt. 21. April. (Große Froſtſchäden.
Die ſtarken Nachtfröſte der letz en Tage haben auf dem bis 420
Meter über dem Meeresſpiegel liegenden Eichsfelder Hochpiateau
die überreiche Kirſchblüte vernichtet und auch an Frühb rnen
a Ayigwenwen geh angerichtet. Selbſt Winter
aaten und Klee haben ſehr gelitten.

z. Worbis, 21. April. ((Dazu gehört Mut.) Der Kreis
Worbis hat dieſer Tage ein neues Sparkaſſengebäude
dem Verkehr übergeben. Faſt zwei Jahre wurde an dem modern
eingerichteten Neubau, der ganz im Stile eines großen Bank
inſtituts gehalten iſt, gearbeitet.

tk. Sonneberg, 21. April. (Einer weitverzweigten
Einbrecher- und Schieberbande) ſcheint man hier auf
die Spur gekommen zu ſein. Die Angelegenheit kam dadurch in?Rollen, daß es der Polizei gelang, den Zouptater der in letzter

Zeit begangenen Einbrüche zu faſſen. Die Spitzbuben hatten es
auf Goldwarenläden abgeſehen, die Beute ſetzten ſie durch Ver
mittelung eines anderen Goldwarenhändlers ab. Der vor einiger
Zeit aus Neuhaus a. R. gemeldete Diebſtahl von Schmuckſachen
im Werte von 80000 Mark hängt mit der Tätigkein dieſer Bande
zuſammen. Der betreffende Reiſende und ein Uhrenhänd!er
von Sonneberg ſollen die Schmuckſachen verſchoben huben. Die
im vergangenen re in Bamberg erfolgten Kirchendiebſtähle
ſtehen hiermit auch im Zuſammenhange, Die Angelegenheit er-
ſtreckt ſich vom Meininger Oberland bis weit nach Eiſenach zu.
Bis jetzt ſind in Sonneberg eine Reihe Verhaftunger
vorgenommen worden, und weitere ſtehen noch bevor.

H. Sportberſkchte
Rennen zu Karlshorſt

(Drahtbericht der „H.
1. Preis von Königsberg. 1. Pan Demon (Micha), 2. Pa

rabel, 8. Givet. Tot.: 53, 16, 14, 15. Ferner liefen: Figaro,
Kantinier, Pava, Letzter Heller, Poeſie. 2. Preis vom Jürgen
ſee. 1. Charleys Couſin (von Pelzer), 2. Varbar, 3. Fulvia.
Tot.: 21, 12, 12. Ferner lieſen: Ahnfrau, Tilly. 3. Lärchen
Jagdrennen. 1. Narwal (Lewicki), 2. Orkus, 8. Sieg. Tot.:
91, 22, 13. Ferner lieſen: Signorelli, Trommelſchlag, Hexen
kind. 4. Hürdenrennen der Vierjährigen. 1. Landvogt
(Naſch), 2. Galeere, 8 Notbremſe. Tot.: 42, 32, 62. Ferner liefen:
Tarlatan, Kiefer, Memento. 5. Preis von Saarow. 1. Elſcheu
v. Pelzer), 2. Jasjolda, 8. Feuerbach. Tot.: 21, 12, 16, 12.erner liefen: Feldherr, Macbeth, Roland. 6. Wilmersdorfer

Jagdrennen. 1. Mur (Johnſon), 2. Pflaſtertreter, 8. Elga.
Tot.: 43, 14, 18, 22. Ferner liefen: Note, Saint Ayl, Walter,
Spinne, Willehart, Beinada, Poet. 7. Preis von Friedrichs
felde. 1. Maikotten (Chriſtlieb), 2. Trompeter II, 3. Weckruf.
Tot.: 29, 17, 106, 26. Ferner liefen: Tarnkappe, Horſt, Ordens-
ritter, Roſe Marie, Colberg, Bregoſtan, Saraſtro, Faktor, Adolar.

Halleſcher Schwimmverein von 02 ſiegt in Leipzig Während
in Halle der Klubzweikampf Weißenfels- Halle 02 ausgefochten
wurde, ſtartete Fräulein n Koch vom H. S-V. 02 in
Leipzig bei dem Damenſchwimmverein Poſeidon. Es gelang
ihr, im Bruſtſchwimmen über 50 Meter den 1. Preis in der guten
Zeit von 45*, Sekunden zu erringen. Fräulein Koch ſcheint eine
der beſten Vertreterinnen des Halleſchen Schwienmſports werden
au wollen.

t [„JZ

Volkswirtschaft
Zur Lage der Kaliinduſtrie

bemerkt der Geſchäftsbericht der Gewerkſchaft r
Sondershauſen u. a.: „Der von den eigenen ſieben Kali-
werken der Gewerkſchaft erzielte Vetriebsüberſchuß beträgt ein
ſchließlich der Einnahmen auf Grnud des Betriebsvertrages mit
den Kaliwerken Großherzog von Sachſen 18 685 480,96 M. Leider
mußte ein den Betriebsüberſchuß überſteigender Vetrag auf
allen Kongernwerken zuſammen 17 618 495 M. inſolge der
Abſatzſtockung in Fabrikatbeſtänden feſtgelegt werden, ſo daß die
Betriebsmittel am Jahresſchluſſe faſt ganz aufgebraucht waren,
Von der am 4. Juni 1920 abgehaltenen ordentlichen Gewerken
verſammlung war beſchloſſen worden, aus dem UÜeberſchuß des
Rechnungsjahres 1919 eine Ausbeute von 5000 M. je Kux aus

w. rch die Ausführung dieſes Beſchluſſes verminderte
ich der auf neue Rechnung zu übernehmende Vortrag auf

1291 903,385 M. Die im Berichtsjahre r Ausvbeute betrug
gleichfalls 5000 M. je Kux. Der abgelaufene Teil des Jahres
1921 brachte uns trotz lebhaften Abſatzes an die inländiſche Land-
wirtſchaft wegen der niedrigen Preiſe namhafte Verluſte. Da
eine Vermehrung des Auslandabſatzes vorerſt nicht zu erwarten
iſt, ſo iſt auch für den Reſt des Jahres 1921 mit einem be

Betriebsergebniſſe kaum zu rechnen. Dem ent
pricht auch der Bericht über das 1. Vierteljahr 1921, den das

gleiche Unternehmen erſtattet. Er lautet wörtlich: „Der Betrieb
verlief ohne Störung. Der Abſatz nach dem Auslande war
gering, nach dem Jnlande der Jahreszeit entſprechend. Es wur

en von allen Werken zuſammen (einſchl. der Betriebsabteilungen
Hohenzollern und Großherzog von Sachſen) abgeſetzt: 152,50 D.Z.
Karnallit mit 9--11 Proz. K. O, 508 356 D.-3. Hartſalz mit 12
bis 15 Proz. K.O, 56 518 D.-Z. Kalidüngeſalz mit 20--22 Proz.
KO, 9941 D.-Z. Kalidüngeſalz mit 80--82 Proz. K.O, 140 356
Doppel Zentner Kglidüngeſalz mit 40--42 Proz. K. O, 64 530
Doppel Zentner Chlörkalium zu 80 Proz., 1683 D.-Z. Sulfat,
2996 D.-Z. ſchwefelſ. Kalimagneſia, zuſammen entſprechend
173 755,22 D.-Z. K. O. Der Betrieb aller Werke zuſammen ergah
einen Verluſt von 9 130 449 M. Da die auf unſeren Werken er

Produkte bereits ſeit dem 2. Vierteljahr 1920 infolge der
tockenden Kaliausfuhr nur zum Teil Abſatz fanden, die Liefe
rungen an die einheimiſche Landwirtſchaft aber ſtark verluſt
bringend waren, ſo mußte nach Verbrauch der vorhandenen be
deutenden Vetricbsmittel Bankkredit in Anſpruch genommen
werden. Bei der Unüberſichtlichkeit der Geſchäftslage kann die
Ausſchüttung der regelmäßigen Vierteljahrsausbeute bis auweiteres nicht erfolgen. Wir ſind bemüht, die Ausgaben dura

Ermäßigung der Geſtehungskoſten und durch Einſchränkung der
Betriebe allmählich mit den Einnahmen in Einklang zu bringen.

Preisermäßigung für Roheiſen. Der Roheiſenverbond ſchlägt
vor, rückwirkend vom 1. März d. J. neben dem Rabatt von
50 Prozent für Gießerei- Roheiſen I eine Preisermäßigung um
c Mk., für Gießerei- Roheiſen III und Cuarmes Stahleiſen eine

enen n heiſenſorten man au beſhmmien Varſchlägen bisher noch nicht gekammen.
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e weltere Erhöhung ver Kalipreiſe. Außerder e durch den e Berliner Börſenberſchte J Berliner Wetallnotierungen:
ere eiserhö di

le

re Es ſind Bemühungen im Gange. im Zuſammenhang mit der Dteigernng L Raffinade-Kupfer r hin. An We e e n a e mee u e ehe e e d See Bee Sekte be v Bruer 3 An See ungroßen wirtſchaftlichen Schwierigkeiten befindet und die Kon ſchwer d Le onnten die ren Preiſe hierfür nur Orig.-Hütten-Rohzink 4700 4575 4500
ſiementen ehe noch ſtärtere Preiserhöhun ie wer durchgeſetzt werden. Für Peluſchken und andere Bohnen im freien Verkehr 650 Hättenzinnimindi ing als die durch den zeigte ſich etwas Nachfrage von auswärts äbri nimind.Reichskalivar in Ausſicht genommene nicht ertragen zu können Artikeln hat ſich ihn Fecndert. uhwärte. In den Abrigen Cawoitgg Tiatton i an u d

meinen. Orig. -Hütten Alumin. 98-990 Antimon (Keaulus) 7Südafrikaniſche MinenShares. Das Reichsfinanzminiſteri Börſenſtimmungsbild. Berlin, 21. April. Jm Zu ün gekerbten Blöckbehen S in Barren. ca S h
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Wochverratsanzeige

Der Frankfurter Rechtsanwalt Ebenau hatte gegen
n Prinzen Max von Baden, Ebert, Scheidemann und

Fenoſſen eine Anzeige an den Oberreichsanwalt wegen
Sochverrats erſtattet. Der Oberreichsanwalt ſowohl als
buch das Reichsgericht haben jedoch ein ſtrafrechtliches Ein
hreiten abgelehnt. Nunmehr veröffentlicht Ebenau dieſen
ochintereſſanten Schriftwechſel mit dem Reichsgericht in
r (ſehr empfehlenswerten!) Zeitſchrift Deutſchlands Er
euerung“ Verlag Lehmann in München). Wir geben

n nachſtehend wieder und geben unſern Leſern daran
ſchließend auch von einigen Kommentaren der ſozialiſti-
hen Preſſe Kenntnis, die nicht minder bemerkenswert ſind
z die Entſcheidung des Oberreichsamwalts.
3

Frankfurt a. M., den 22. September 1920.
An den Herrn Oberreichsanwalt,

Leipzig, Reichsgericht.
Antrag auf Straſverfolgung gegen 1. Prinz Max von

eden, 2. Friedrich Ebert, 3. Philipp Scheidemann, 4. Lansberg,
Dittmann, 6. Emil Barth, wegen Hochverrats.

A. Tatbeſtand.
1. Betrifft den Beſchuldigten zu 1.

a) Der Beſchuldigte zu 1 hat am 9. November 1918 eine
utliche Bekanntmachung erlaſſen, in der es heißt, der Kaiſer
d König habe ſich entſchloſſen, dem Thron zu entſagen. Tat-
chlich waren um dieſe Zeit die Verhandlungen mit dem Kaiſer
er ſeine Abdankung noch nicht abgeſchloſſen; insbeſondere lag
ne Abdankungserklärung noch nicht vor.

In derſelben amtlichen Bekanntmachung ſagt der Beſchul-
gte zu 1, er bleibe ſolange im Amt, bis die mit dem

onverzicht des Kronprinzen des Deutſchen Reiches und von
reußen verbundenen Fragen geregelt ſeien. Um dieſe Zeit
ar mit dem Kronprinzen wegen eines Thronbverzichts überhaupt
och nicht Fühlung genommen.

Einer der Zwecke der genannten Bekanntmachung iſt ge
ſen, durch dieſe Veröffentlichung eine Lage zu ſchaffen, die
it phyſiſcher Gewalt Kaiſer und Kronprinz zur Thronentſagung
pang. Dieſer Zweck iſt weſentlich durch dieſen Zwang erreicht
orden.

Der Beſchuldigte zu 1 hat es alſo unternommen, die im
deutſchen Reiche und in Preußen beſtehende Thronfolge gewalt-
m zu ändern, und zwar im Bundesgebiet bei erklärtem Kriegs
ſtand, Verbrechen der S 81 Ziffer 2, 82 RStGB., 8 4 EG.
StGB.

bd) Der Beſchuldigte zu 1 hat am 9. November 1918 die
hahrung der Geſchäfte des Reichskanzlers dem Abgeordneten
bert übertragen.

Zu einer ſolchen Uebertragung hatte der Beſchuldigte zu 1
inerlei Recht. Es liegt vielmehr ein Eingriff in die Rechte der
ne vor, die derfelben nach Art. 15 der Reichsverfaſſung vom

z. April 1871 und auf Grund des Geſetzes betreffend die Stell
rtretung des Reichskanzlers vom 17. März 1878 bzw. 28. Ok-

ber 1918 zuſtanden. Dieſe Verfaffungsverletzung ſtellt ſich
durch, daß die Abgabe der Geſchäfte gerade an den Abgeord
ten Ebert erfolgte, als ein Unternehmen zur gewaltſamen
enderung der Reichsverfaſſung dar; denn es konnte dem Be-
huldigten zu 1 nicht zweifelhaft ſein, daß der Abgeordnete Ebert
i der damaligen Lage die gewaltſame Aenderung der Ver-
ung betreiben werde.
Hiernach liegt der Tatbeftand des Verbrechens nach F8 31

ffer 2, 82 RStGVB., 4 EG. RStGB. vor.
II. Betr. die Beſchuldigten zu 2
Die zu 2—6 genannten Beſchuldigten haben vom 9. No

mber 1918 an eine revolutionäre Regierung als Rat der
olksbeauftragten gebildet und hierdurch die Verfaſſung des
eutſchen Reiches und ſeiner ſämtlichen Bundesſtaaten gewalt

n zu ändern unternommen, vgl. Aufruf des Rates der Volks
auftragten an das deutſche Volk vom 12. November 10918,
Bl. Nr. 153 S. 1308 Jahrg. 1918.

Hiermit iſt der Tatbeſtand des Verbrechens aus g8 81 Ziffer 2,

RStGB., 9 4 EG. RStGB. gegeben.
III. Betr. den Beſchuldigten zu 6.
Der Beſchuldigte zu 6 hat durch Organiſierung und Leitung

r Revolution in Berlin am 9. November 1918 den Tatbeſtand
s Verbrechens nach Se 81 Ziffer 82 RStGB., S 4 EG.
StGB. erfüllt.

Veweis: Die Schrift des Beſchuldigten zu 6, betitelt „Aus
x Werkſtatt der Deutſchen Revolution (A. Hoffmanns Verlag
m. b. H., Berlin 1019, insbeſondere Seite 88, d2 ff., 86).

B. Möglichkeit der Strafverfolgung.

Beilage zur Halleſchen Seitung

gegen Ebert,

nach der Reichsverfaſſung von 1871 noch nach den einzelſtaatlichen
Verfaſſungen beſtand. Auch die Aenderung der Reichsverfaſſung
vom 18. Oktober 1918 hat die Volksſouveränität nicht begründet,

was ſchon daraus hervorgeht, daß das Gottesgnadentum nicht
beſeitigt wurde; vielmehr enthält das Reichsgeſetz Nr. 6505, das
nach der Verfaſſungsänderung verkündet iſt, noch dieſe Ein
gangsformel. Selbſt aber wenn infolge der Reichsverfaſſungs-
änderungen vom Oktober 1918 eine Volksſouveränität ange
nommen werden könnte, ſo wäre die Nationalverſammlung doch
nicht berechtigt geweſen, die Rechte der Krone einſeitig zu be
ſeitigen, ebenſowenig, wie in Staaten, wo die Souveränität bei
Monarchen liegt, dieſer die Parlamentsrechte einſeitig beſeitigen
dürfen.

Hiernach ſteht der Strafverfolgung eine nach dem 9. No
vember 1918 erlaſſene Amneſtie, da dieſe ungeſetzmäßig iſt, nicht
im Wege.

II. Abgeordnetenimmunität.
Nach Art. 31 der Reichsverfaſſung von 1871 fönnen die-

jenigen Beſchuldigten, die Abgeordnete ſind, während der
Sitzungsperiode des Reichstags nur mit deſſen Genehmigung
Zur Unterſuchung gezogen werden.

Am 9. November 1918 war der Reichstog zu einer Sitzungs-
periode verſammelt. Inzwiſchen iſt aber die Legislaturperiode
mit dem 12. Januar 1920 abgelaufen, vgl. RGBl. 1918 S. 745.
Damit iſt auch die Seſſion beſchloſſen.

Es könnte allerdings geſggt werden, die Sitzungsperiode
dauere trotz des Ablaufs der Legislaturperiode noch jetzt an, oa
eine geſetzmäßige Schließung der Seſſion gemäß Art. 12 der
Verfaſſung nicht erfolgt iſt. Die zur Strafverfolgung erforder
liche Genehmigung des Reichstags kann aber nicht eingeholt
werden, weil die Beſchuldigten ſelbſt die Weitertagung bzw.
geſetzmäßige Schließung des 1912 gewählten Reichstage ver
hindert haben und verhindern. Dieſe durch gewaltſame Hand-
lungen der Beſchuldigten ſelbſt herbeigeführte Unmöglichkeit der

Beibringung bzw. Beſeitigung einer Strafverfolgungsvoraus-
ſetzung läßt den Eintritt dieſer Vorausſetzung als nicht erforder-
lich erſcheinen.

Daß eine Strafverfolgungsgenehmigung von ſeiten des 1919,
gewählten Reichstags nicht erforderlich iſt, folgt aus der Unge-
ſetzmäßigkeit des Reichstags (vgl. zu B I).

III. Eid der Reichöbeamten auf die Weimarer
Verfaſſung.

Der Eid, den die Reichsanwaltſchaft und das Reichsgericht
auf die Weimarer Verfaſſung geleiſtet haben, iſt nach zu dem
B I Geſagten ungeſetzlich. Ebenſo ungeſetzlich ſind 'alle Urteile,
die auf Grund der nach dem 9. November 1918 erfolgten ſoge
nannten Geſetzgebung oder ſonſtwie in Anerkennung der Revo-
lution als eines Recht ſchaffenden Vorganges erfolgt ſind. Dieſe
Ungeſetzlichkeiten bezüglich des Eides und der Rechtsſprechung

zwingen aber nicht zu einer Beharrung darin. Vielmehr iſt,
wie unter C ausgeführt wird, die Umkehr von dieſem Wege eine
Rechtsnotwendigkeit. Das offene Eingeſtändnis eines Rechts
irrtums hat noch immer dem Anſehen des Gerichts genutzt und
nicht geſchadet.

C. Notwendigkeit der Strafverfolgung.
Das Staatsrecht iſt die Grundlage des geſamten ſtaatlichen

und zwiſchenſtaatlichen Rechts. Daher iſt auch die Verletzung
des Staatsrechts mit den ſchwerſten Strafen bedroht. Bleibt
eine ſo außerordentliche Verletzung des Staatsrechts wie die
jenige vom 9. November 1918 ungeſühnt, erkennt vielmehr das
höchſte Gericht des Reiches die revolutionäre Gewalt als neues
Recht ſchaffend an, ſo iſt einerſeits jeder gewaltſamen Aende-
rung der rechtlichen Ordnung von Staat und Wirtſchaft Tür
und Tor geöffnet, andererſeits die Grundlage dazu gelegt, daß
jeder einzelne in ſeinem Rechtskreis Macht und Gewalt dem
Recht überordnet, wie das tatſächlich bereits in erſchreckendem
Maße der Fall iſt. Es handelt ſich mit anderen Worten um
Sein oder Nichtſein des Rechtsſtaats.

Der Zweck des Rechtsſtaats iſt, die Anwendung von Gewalt
durch die Anwendung von Rechtsſätzen auszuſchließen und dort,
wo ohne Gewalt nicht ausgekommen werden kann, die Anwen-
dung der Gewalt gleichfalls durch Rechtsſätze zu regeln. Der
Rechtsſtaat kennt im Bürgerlichen Recht die Selbſthilfe, im
Strafrecht die Notwehr, im Zivilprozeß die Zwangsvollſtreckung,
in der Verwaltung die Polizeigewalt, im Völkerrecht den Krieg.
Der Rechtsſtaat erkennt aber in keinem Rechtsſatz den Begriff
der innerſtaatlichen Revolution als zuläſfiges Gewaltmittel an.

Es iſt rechtlich eine Unmöglichkeit, daß die Revolutionäre
des 9. November 1918 nicht nur nicht verfolgt werden, ſondern
vielmehr ſich ſelbſt amneſtieren, um dann im Namen des Rechts

l. Amneſtie:
Nach dem Thronverzicht des Kaiſers vom 28. November 1918
d des Kronprinzen vom 1. Dezember 1918 iſt Kaiſer und
nig der älteſte Sohn des Kronprinzen. Für dieſen hat
ihrend ſeiner Minderjährigkeit eine Regentſchaft nach Art. 56

Verfaſſungsurkunde für den preußiſchen Staat vom
Januar 1850 ſtattzufinden. Durch die Revolutionsgewalt iſt
Regent an der Ausübung der Regentſchaft gehindert. Ebenſo
t die Revolutionsgewalt den Zuſammentritt des Bundesrats

vie der allein geſetzmäßigen Volksvertretung des Reiches, des
2 gewählten bzw. auf Grund des Wahlgeſetzes vom 31. Mai
M neu zu wählenden Reichstags nicht gzugelaſſen. Hiernach
t ſeit dem O. November 1918 jede verfaſſungsmäßige Ver

ngs und Geſetzgebungs Handlung. Sämtliche ſeit dieſem
ge erlaſſenen ſogenannten Geſetze und Verordnungen ſind

R rechtsverbindlich, weil nicht von den verfaffungsmäßigen
koren erlaſſen. Auch die Nationalverſammlung iſt ungeſetz

ſie kann ihre Berechtigung auch nicht aus der Volksſouve

die Münchner Räteregierung und die Führer des Kappaufſtandes
aburteilen zu laſſen.

Es iſt rechtlich eine Unmöglichkeit, daß die Gerichte z. B.
wegen Diebftahls und Hehlerei, alſo wegen mit Freiheitsſtrafe
bedrohten Straftaten, aburteilen, daß ſie aber eine Aburteilung
wegen eines mit dem Tode bedrohten Hochverrats nicht vor
nehmen, vielmehr die Täter dieſes Hochverrats als vorgeſetzte
Dienſtbehörde anerkennen.

Es iſt rechtlich eine Unmöglichkeit, daß Körperſchaften Recht
ſchaffen wollen und deſſen Befolgungen verlangen, wenn ſie
ſelbſt einem Rechtsbruch ihre Entſtehung entnehmen müſſen.

Wozu die ſeitherige Stellungnahme des Reichsgerichts zur
Revolutionsfrage führt, zeigt die unten abgedruckte Zeitungs-
notiz. Wie ſoll das Rechtsempfinden des einfachen Mannes
einen Unterſchied finden, zwiſchen der nach dieſem Urteil berech
tigten November Revolution und irgend eiter zweiten, demnach
keinesfalls berechtigten Revolution

Nur eine klare Stellungnahme des höchſten deutſchen Ge
t herleiten, da ging ſolche in deutſchen Staatzrecht weder rich gegen die November Revolution kann die Rechtscherheit

Freitag, den 22. April 1921

Scheidemann und Genoſſen

Vom Reichsgericht abgewieſen
wieder herſtellen, deren ein Rechtsſtaat bedarf. Es wird durch
aus nicht verkannt, daß eine ſolche Stellungnahme des Reichs-
gerichts von den jetzigen Machthabern nicht anerkannt werder
wird. Trotzdem iſt eine ſolche Stellungnahme im Jntereſſe de
Rechts und des Rechtsſtaates eine abſolute Notwendigkeit. Nur
ſo kann die Grundlage zur Wiederherſtellung des Rechts gelegt
werden. Nur der Machthaber, der ſich dieſem Rechtsſtandpunkt
des höchſten Gerichts unterwirft, wird dann in Zukunft den
Rechtsſchutz für ſeine Macht in Anſpruch nehmen und Revo-
lutionen auch mit der Macht des Rechts entgegentreten können.

Die Pflicht des Gerichts iſt es, Recht zu ſprechen ohne Rück
ſicht darauf, ob ſich der Rechtsſpruch durchſetzen kann oder nicht.

Ebenau, Rechtsaywalt.
Die oben erwähnte Zeitungsnotiz lautet:

Generalanzeiger der Stadt Frankfurt a. M. Nr. 152
25. Jahrgang. Dienstag, den 6. Juli 1920. Seite 2, Spalte 3.

Ein drakoniſches Urteil. Nach einer Dauer vor
faſt einem Monat iſt jetzt vor dem Schwurgericht in Naumburg
der Prozeß wegen des Landfriedensbruchs in Zeitz im März 1918
zu Ende r Jnsggſamt 40 Angeklagte wurden zu 182
Jahren Freiheitsſtrafe verürteilt, darunter zu 50 Jahren Zuchr
haus. Den Geſchworenen lagen 282 Schuldfragen vor. Bei
12 Angeklagten ging das Gericht weit über den Antrag des
Staatsanwalies hinaus. Der Prozeß hat entfetzliche Einzel eiten
enthüllt. So iſt ein Leutnant Schröder in unmenſchlicher Weife
zu Tode gemartert worden. Die Mißhandlungen hatten die
Leiche bis zur Unkenntlichkeit entſtellt. Das Gericht ſagt in der
Urteilsbegründung, daß es nicht angeht, daß eine Revolution die
andere jage. Nachdem die Novemberrevolution vorüber ſei, fehle
de Berechtigung zu einer zweiten Revolution. Die Gerichte
mirßten der Wiederherſtellung geordneter Verhältniſſe dienen,
und deshalb ſei es nicht möglich geweſen, auf Mindeſtftrafen zu
erkennen.

Antwort des Oberreichsanwalts.
J 914. 20. Leipzig, den 9. Oktober 1920.

Auf die Anzeige vom 22. September 1920 lehne ich ein
ſtrafrechtliches Einſchreiten ab. Die Taten der Beſchuldigten
würden als politiſche Verbrechen angeſprochen
werden müſſen, die durch den Aufruf des Rates der Volks-
beauftragten vom 12. November 1918 (RGVBl. S. 1303)
amneſtiert, daher einer ſtrafrechtlichen Verfolgung entzogen
ind.ß J. B. Richter.

Der vetveffende Abſchnitt aus dem ReichsGeſetzblatt
Jahrgang 1918 Nr. 153, S. 1303, lautet:

Volk. Von 12. Nov. 1918.
An das Deutſche Volk?

Die aus der Revolution hervorgegangene Regierung, deren
volitiſche Leitung rein ſozialiſtiſch iſt, ſetzt ſich die Aufgabe, das
ſogialiſtiſche Programm zu verwirklichen. Sie verkündet ſchon
jetzt mit Geſetzeskraft folgendes:

1. bis 5. uſw.
6. für alle politiſchen Straftaten wird Amneſtie gewährt. Die

wegen ſolcher Straftaten anhängigen Verfahren werder
niedergeſchlagen.

7. uſwBerkin, den 12. November 1918.

Ebert. Haaſe. Scheidemann. Landsberg. Dittmann.

Antrag auf gerichtliche Entſcheidung.
Frankfurt a. M., den 6. November 1920.

An das Reichsgericht, Strafſenat, Leipzig.
Antrag auf gerichtliche Entſcheidung gemäß F 170 StPO. in

der Strafſache gegen 1. Prinz Max von Baden, 2. Friedrich
Ebert, 3. Philipp Scheidemann, 4. Landsberg, 5. Dittmann,
6. Emil Barth, wegen Hochverrats, Aktenzeichen des Oberreichs-
anwalts J 914/20.

In nebenbezeichneter Sache überreiche ich als Anlage 1 Ab-
ſchrift meines Antrags an den Oberreichsanwalt vom 22. Sep-
tember 1920, Anlage 2 Abſchrift des Beſcheides des Oberreichs-
anwalts vom 9. Oktober 1920.

Jch beantrage gerichtliche Entſcheidung gemäß S 170 StPO.

Begründung.
Formale Begründung:

a2) Einen im Sinn des 8 170 StPO. vorgeſetzten Beamten
des Oberreichsanwalts (ſtaatsanwaltſchaftlichen Beamten) gibt es
nicht. Daher iſt gegen den Beſcheid des Oberreichsanwlts keine
Beſchwerde, ſondern nur der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung
gegeben, vgl. Kom. v. Löwe zur StPpO., 13. und frühere Auf-
lagen, S 170 Nr. 12.

b) Der Antrag kann von mir geſtellt werden, da ich Verleger
bin. Durch die Tat der Beſchuldigten iſt mir mein Wahlrecht
zum Reichstag inſoweit geſchmälert worden, als meine Stimme
infolge der Ausdehnung des Stimmrechts auf Frauen und
jüngere Jahrgänge an Gewicht über die Hälfte verloren hat.

c) Da mir der Beſcheid des Oberreichsanwalts am 14. Ok-
tober 1920 zugegangen iſt, dürfte die einmonatige Antragsfriſt
gewahrt ſein.

Barth.

Sachliche Begründung:
I. Die Tatſachen, welche die Erhebung der öffentlichen Klage

begründen ſollen, find in der Anlage 1 unter Ziff. A aufgeführt.

Daß viele Millionen Deutſcher, ja im Grunde jeder
Deutſche, durch das Verbrechen der Angeſchuldigten zu oben
unmittelbar verletzt und daher antragsberechtigt iſt, läßt ſich
noch überzeugender als in der obigen, etwas formaljuriſti-
ſchen Art begründen. Erſt der Umſturz vom 9. No-
vember und die ihm folgende von Deutſchen bewirkte Ent
waffnung Deutſchlands hat es ermöglicht, daß der Feind
den in Elſaß lebenden Deutſchen in großem Umfang Privat-
eigentum rauben konnte, daß den linksrheiniſchen Deutſchen
ſchwerſte Laſten auferlegt, daß ganz Deutſchland dieſe un-
geheuerlichen Erprefſſungen und dieſe Beraubung um mehr
als ein Zehntel ſeines Gebiets aufgezwungen werden konn-

Dadurch aber iſt jeder einzelne Deutſche
ge ſchädigt. Von der unſchätzbaren Einbuße an geiſtigen
Werten, die der Umſturz mit ſich gebracht, der Umkehrung
aller ſittlichen Begriffe bei vielen Menſchen, von dem Ver-
luſt unſeres Staates, unſeres Königtumg, iſt dabeiMit erehet e

Aufruf des Rates der Volksbeauftragten an das Deutſche



Bewelsmſkteld
A Bezüglich der Taten des Beſchuldigten zu
1. „Der große Krieg“, Urkunden, Depeſchen und Berichte der

Frankfurter Zeitung:
Veröffentlichung der Abdankung des Kaiſers vom 9. No
vember 1918, Heft 105 Seite 9934,

d) Uebergabe des Reichskanzleramts Heft 105 Seite 9935,
c) Abdankungsurkunde des Kaiſers vom 28. November 1918

Heft 106 S. 10018,
Verzicht des Kronpringen vom 1. Dezember 1918 Heft 106
S. 10 033.

2. Helfferich „Der Weltkrieg“, Bd. III Seite 567—668.
B. Bezüglich der Taten der Beſchuldigten zu 2—-6 ſind die

Beweismittel bereits in Anlage 1 Ziffer A II und III angeführt.
III. Auf die Begründung in Anlage 1 unter Ziff. B und C

wird verwieſen.
Zu dem Beſcheid des Oberreichsanwalts Anlage 2 wird noch

ausgeführt: Der Oberreichsanwalt hat die Verfolgung der von
mir bezeichneten Straftaten abgelehnt, da dieſelben durch den
Aufruf des Rats der Volksbeauftragten vom 12. November 1918
amneſtiert ſeien.

Jn meiner Anzeige vom 22. September 1920 unter Ziffer
BI habe ich ausführlich begründet, warum ich beſagten Aufruf
nicht als Geſetz anſehen kann. Der Oberreichsanwalt geht auf
dieſe Begründung mit keinem Wort ein. Nach S 169 StPO. iſt
der Antragſteller „unter Angabe der Gründe“ zu beſcheiden. Der
Oberreichsanwalt hat, indem er die trotz meiner Einwendungen
von ihm angenommene Rechtsgültigkeit der Amneſtie nicht be
gründet hat, gegen S 169 StPO. verſtoßen. Der Beſcheid des
Oberreichsanwalts erweckt den Eindruck, als ſei der Oberreichs
anwalt nicht in der Lage, die Rechtsgültigkeit genannter Amneſtie
ausreichend zu begründen.

Eine Rechtsnorm kann entſtehen

A. Entweder als Geſetzesrecht, d. h. durch Erlaß eines Ge-
ſetzes (im weiteſten Sinn) durch die verfaſſunge rechtlich dazu
beſtimmten Faktoren.

Nach dem 9. November iſt, wie ich unter Ziffer BI meiner
Anzeige an den Oberreichsanwalt ausgeführt habe, von den ver
faſfungs recht lich dazu beſtimmten Faktoren kein Geſetz mehr
erlaſſen worden. Die hier in Frage ſtehende Amneſtie hätte ver
faſſungsrechtlich vom Kaiſer und nicht vom Rat der Volksbeauf-
tragten erlaſſen werden müſſen, um rechtsverbindlich zu ſein.
Der Rat der Volksbeauftragten hätte nur dann das Recht be-
ſeſſen, eine Amneſtie zu erlaſſen, wenn ihm im Wege des ver-
faſſungändernden Geſetzes durch die vor dem 11. November 1918
zuſtändigen Geſetzesfaktoren das Recht zur Amneſtie übertragen
worden wäre. Nichts derart iſt der Fall.

Nun iſt allerdings ſeit dem 9. November 1918 die tatſöähliche
Gewalt in den Händen der illegitimen Regierung. Sie übt die
alleinige Staatesgewalt aus. Dasjenige aber, was dieſe ille-
gitime Staatsgewalt verordnet oder durch die von ihr eingeſetzten
ſogenannten geſetzgebenden Faktoren (Nationalverſammlung) be
ſchließt, iſt kein „Recht“; es ift zunächſt nur ein Machtſpruch der
illegitimen Staatsgewalt. Das Staatsrecht wird zwar die ille-
gitime Stagatsgewalt als einen Machtfaktor anerkennen, d. h.
in Rechnung ſetzen müſſen, ebenſo wie das bürgerliche Recht mit
einem Rechtsverletzer ſich abfinden muß; das Staatsrecht kann
aber nicht, ohne ſich ſelbſt aufzugeben, anerkennen, daß die ille-
gitime Staatsgewalt allein durch ihr Vokhandenſein Recht ſchafft.
Wollte das Staatsrecht die illegitime Staatsgewalt als ſolche
als rechtſchaffend anerkennen, ſo hieße das: Macht iſt Recht. Es
müßte dann vom Staatsrecht anerkannt werden, daß jede ille-
gitime Staatsgewalt, wenn ſie auch noch ſo kurze Zeit in einem
gewiſſen Gebiet die unumſchränkte Macht d. h. Staatsgewalt
hatte, für dieſe Zeit Recht geſchaffen hat und Recht geweſen iſt.
Z. B. wären in dieſem Sinn die Verordnungen der Münchner
Kommuniſtenherrſchaft für dieſe Herrſchaftszeit „Recht“. Der
Satz „Macht iſt Recht wird aber von dem überwiegenden Teil
der Staatsrechtsliteratur abgelehnt.

B. Oder die Rechtsnorm kann entſtehen als Gewohnheits
recht. Eine zunächſt illegitime Staatsgewalt kann im Laufe der
Zeit ein gewohnheitsrechtliches Staatsrecht entwickeln; die Macht-
fprüche der illegitimen Staatsgewalt können gewohnheitsrecht-
liche Rechtsnormen werden. Es iſt im ſpeziellen Fall zu unter
ſuchen, ob die Bildung eines Gewohnheitsrechts vorliegt.

Gewohnheitsrecht iſt die auf dem Gemeinwillen beruhende
Uebung. Das Gewohnheitsrecht hat alſo zwei Vorausſetzungen
Es muß auf dem Gemeinwillen beruhen und es muß in Uebung
ſein.

1. Der Gemeinwillen wird ausgeſchloſſen durch einen auf die
Gemeinſchaft ausgeübten Zwang. Dieſer Zwang kann aus der
Mitte dieſer Gemeinſchaft herauskommen oder von außen auf die
Gemeinſchaft einwirken. Wo ein ſolcher Zwang die Willens-
bildung ausſchließt, kann ſich auch kein Gewohnheitsrecht bilden.
Die trotzdem beſtehende Uebung iſt ein Machtzuſtand bezw.
Zwangszuſtand, kein Recht. Die durch den Terror aufgerichtete
und erhaltene Macht der ruſſiſchen Bolſchewiſten erzeugt keinen
ſtaats recht lichen Zuſtand, der als Gewohnheits recht be
zeichnet werden kann. Aehnlich liegt es im Deutſchen Reich.
Die organiſierte und bewaffnete Arbeiterſchaft hat durch Streik
und Waffengewalt jede andere Willensäußerung niedargehalten.
Aber noch mehr als dieſer innere Zwang laſtet auf dem Deutſchen
Reiche der Zwang der Sieger. Die Sieger haben dem Reiche
eine neue Sktaatsgewalt (Volksregierung!) vorgeſchrieben und
mit Waffengewalt und Hunger dem Reich dieſe Staatsgewalt
aufgezwungen. Mit den gleichen Mitteln ſtützt der Sieger zur-
zeit dieſe neue Staatsgewalt. Die Nationalverſammlung war
nur ein Produkt dieſes Zwanges der Sieger.

2. Es muß, um ein Gewohnheitsrech annehmen zu können,
eine Uebung des Gemeinwillens vorliegen. Eine Uebung in
dieſem Sinne ſetzt voraus: Nicht-Anfechtung und eine längere
Zeitdauer.

a) Daß die neue Ordnung im Deutſchen Reiche in den ein
dreiviertel Jahren ihres Beſtehens unangefochten geweſen iſt,
kann ernſtlich wohl nicht behauptet werden. Es kommt nicht nur
darauf an, ob die verdrängten Machthaber gegen die neue Ord-
nung vorgehen (Kapp-Putſch; Gegner der neuen Ordnung ſind
auch alle die Richtungen, die ſonſtwie gegen die neue Ordnung
ſich erheben; an ſolchen Erhebungen hat es nicht gefehlt (Berliner
Unruhen. München. Ruhrgebiet. Sachſen). Es tut nichts zur
Sache, daß ſich ſchließlich die neue Ordnung in allen dieſen

en behauptet hat; es genügt der Nachweis, daß die neue
nung recht ernſtlichen Anfechtungen ausgeſetzt iſt.

b)) Bei Beſtimmung der Zeitdauer, die für eine Uebung,
um aus ihr ein Gewohnheitsrecht werden zu laſſen, erforderlich
iſt, muß vor allem die Zeitdauer in Betracht gezogen werden, die
zur Einleitung einer die Uebung durchbrechenden Gegenhandlung
Irforderlich iſt. Die Organiſation, die im November 1918 den
Amſturgz herbeiführte, iſt don langer Hand vorbereitet geweſen.
Die Gegner waren unvorbereitet; ſie hatten, während der Um
Gurz ſich in der Heimat in Ruhe haxbereiten kannte ihre beſte

vrrafr am
konnte tatſächlich erſt eineinviertel Jahre nach dem Umſturz ein
ſetzen. Dann iſt es aber nicht möglich, eindreiviertel Jahre nach
dem Umſturz ſchon von einer Uebung im neuen Zuſtand, von
einem Gewohnheits ſt aatsrecht, zu ſprechen; eine Amneſtie
der illegitimen Machthaber kann ebenſowenig Gewohnheitsrecht
geworden ſein.

Hiernach beantrage ich das ſtrafrechtliche Einſchreiten gegen
die Beſchuldigten.

Der Rechtsanwalt: Ebenau.
Entſcheidung des Reichsgerichts.

Beſchluß
Jn der Strafſache gegen Prinz Max von Baden und

5 Genoſſen wegen Hochverrats hat das Reichsgericht,
Erſter Strafſenat, in der nicht öffentlichen Sitzung vom
25. November 1920 auf die gemäß S 170 StPO. erhobene
Beſchwerde des Rechtsanwalts Otto Ebenau in Frankfurt
am Main vom 26. Oktober 1920 gegen den ein ſtrafrecht-
liches Einſchreiten ablehnenden Beſcheid des Oberreichs
anwalts vom 9. Oktober 1920 beſchloſſen: die Be
ſchwerde wird zurückgewieſen, da der ange
fochtene Beſcheid ſich als zutreffend be
gründgterweiſt (ſ. dazu das Geſetz vom 4. März 1919,
RGBl. S. 285 und Art. 178 der Reichsverfaſſung vom
11. Auguſt 1919).

gez. Kolb. Behringer.
Ausgefertigt.

Der Gerichtsſchreiber
des 1. Strafſenats des Reichsgerichts.

Bartſch, Rechnungsrat.

Kritik der ſozialiſtiſchen Preſſe
Nicht minder bemerkenswert wie die Entſcheidung des

Oberreichsanwalts ſind die Kömmentare, welche in der
ſozialiſtiſchen Preſſe daran geknüpft werden. Die unab-
hängigen Blätter nehmen an der Begründung des Ober-
reichsanwaltes Anſtoß, daß die ſtrafrechtliche Verfolgung der
Angezeigten deshalb nicht erfolgen könne, weil dieſe durch
die Amneſtie der Volksbeauftragten vom 12. November 1918
einer ſtrafrechtlichen Verfolgung entrückt worden ſeien.
Durch die Aufwerfung der Frage: „Alſo, ohne die Amneſtie
der Volksbeauftragten wäre der Oberreichsanwalt einge-
ſchritten?“ wollen die unabhängigen Blätter zum Ausdruck
bringen, daß nach ihrer Staatsauffaſſung rechtliche Formen
überhaupt nicht notwendig ſind, ſondern daß vielmehr der
nackte Gewaltſtandpunkt genügt, um Staat und Geſellſchaft
zuſammenhalten zu können. Anders die mehrheitsſozia-
liſtiſchen Blätter. Auch dieſe ſprechen zwar offen aus, daß
Macht vor Recht geht, und daß die Gewalt beſtimmt, was
als Recht gelten ſoll, aber ſie legen Werk darauf, daß dieſer
brutale Gewaltſtandpunkt, wenigſtens ſo weit es möglich iſt,
der Bevölkerung gegenüber durch formale Beſtimmungen
verſchleiert werde. Deshalb billigen ſie die Begründung
des Reichsgerichts. Charakteriſtiſch iſt, was der „Vorwärts“
hierzu zu ſagen hat: „Die Entſcheidung, die auf den erſten
Blick erheiternd wirkt, iſt dennoch juriſtiſch richtig. Taten,
die ſonſt als Hochverrat angeſprochen werden müßten,
hören auf, ſtrafbar zu ſein, wenn diejenigen, die ſie began-
gen haben, die Macht beſitzen, den von ihnen erlaſſenen
Amneſtiegkten Rechtskraft zu verleihen. Das war
aber r der Fall. Die Entſcheidung des Oberreichs
anwalts iſt nur eine in beſondere Form gefaßte Beſtätigung
der Tatſache, daß durch die Novemberereigniſſe neues Recht
geſchaffen worden iſt. Dieſe Auffaſſung der Sozialdemo-
kratie wird man ſich merken müſſen. Vom Standpunkt der
organiſchen Entwicklung des Staatslebens geſehen, bleiben
die Ebert, Scheidemann und Genoſſen ſelbſtverſtändlich
politiſche Verbrecher, deren Tat um ſo ſchwerer
wiegt, als wir durch ſie den Krieg verloren und in den
Abgrund geſchleudert wurden, in dem wir uns gegenwärtig
befinden. Zur Zierde der aus Blut und Schmutz geborenen
Republik gehört alſo auch die Erſcheinung, daß der an ihrer
Spitze ſtehende höchſte Würdenträger ein politiſcher
Verbrecher iſt, der ſich ſelbſt amneſtierte, nämlich Fried-
rich der Vorläufige, genannt Ebert.

„Katholiſch und Deutſchnational“
Die Korreſpondenz der Deutſchnationalen Volkspartei

ſchreibt:
Der „Reichsbote“ bringt in ſeiner Nr. 157 vom 6. April

einen Artikel, überſchrieben „Katholiſch und Deutſchnatio-
nal“, der in weiten Kreiſen unſerer Partei großes Befremden
hervorgerufen hat. Der Grundſatz der Bewegungsfreiheit der

in Deutſchland beſtehenden konfeſſionellen PVereinigungen,
insbeſondere der evangeliſchen und der katholiſchen Kirche,
deſſen Pflege ſich die Deutſchnationale Volkspartei zur Pflicht
gemacht hat, verlangt, daß unſere Partei evangeliſche und
katholiſche Deutſche als völlig gleichberechtigte Mitglieder
der Partei willkommen heißt. Nur durch einmütiges, ver
trauensvolles Zuſammenarbeiten beider Konfeſſionen in
einer großen nationalen Partei kann der Schutz der kirch-
lichen und nationalen Lebensgüter gewahrt werden.

Der Verfaſſer des Artikels und die etwa hinter ihm
ſtehenden Kreiſe ſollten es ſich überlegen, ob es in der gegen
wärtigen Lage Deutſchlands angebracht iſt, den konfeſſio-
nellen Hader auch in deutſchnationalen Kreiſen wachzurufen,
anſtatt, wie es die gegenwärtige politiſche Situation ganz
beſonders erfordert, alle nationaldenkenden Kreiſe zu ge
meinſamem Wirken unter Zurückſtellung aller etwa trennen-
den, insbeſondere der konfeſſionllen Momente feſt zu
ſammenzuſchließen.

Auf die in dem Artikel enthaltenen Angriffe gegen die
Parteileitung näher einzugehen, haben wir zurzeit keine
Veranlaſſung. Dazu wird ſich vorausſichtlich in der nahe be
vorſtehenden Parteivertreter-Sitzung Gelegenheit bieten.
Eins muß aber ſchon jetzt betont werden, daß Ausführungen
des Artikels, welche den Reichsausſchuß der Katholiken als
Ferment der Dekompoſitionen ſtempeln und von den be
wilinien Parteifreunden als ſchwere Kränkung empfunden
werden müſſen, auch vom Standpunkt des „Reichsboten“
aus weit über das Maß des Zuläſſigen hinausgehen dürften.

Die Parteileitung kann unter dieſen Umſtänden den
obenerwähnten Artikel des „Neichsboten“ nur aufs leb
bacteſte bedauern,

Aitßeren Feinde verdraucr. Die erſte Begenarnon Halle uns Amgebung

Rotgardiſten aus Ceung vor dem Sondergerie
Die erſte Verhandlung in der geſtrigen Sitzung des Sonden

gerichts behandelte die Vorgänge in Leuna. Angeligg
ſind: Arbeiter Rich. Brückner, geboren 1900, aus Cor beth
Schloſſer Otto Fauſt, geboren 1901, wohnhaft in Leung,
beiter Wilhelm Eiſenbraun, geboren 1882, ſtaatsan ehöriggRuſſe, und Schloſſer Alfred Herrmann, geboren be v
Markranſtädt. Brückner wird des Landfriedensbruchs in a
einheit mit Transportgefährdung beſchuldigt. Er will zum
tritt in die Rote Armee gezwungen worden ſein und ver el
Fluchtverſuche unternommen haben. B. hat ſich bei Zuſchäſ,
ung der Strecke nach Röſſen beteiligt und iſt

er zur Arbeitskompagnie eingeteilt war, in geweſen, in
dort zu ſchanzen. Am Kampf will er fich nicht beteiligt ha
Auch Fauſt will gegen ſeinen Willen in Leunag feſtgehalten wo
den ſein, wurde ebenfalls zur Arbeitskompagnie eingeteilt,
hat ſich derſelben Vergehen ſchuldig gemacht wie Brückner. Ei
braun iſt bei der Beſetzung von Lodz durch deutſche Trupſe
1915 nach Deutſchland gekommen und ſeit 1916 auf dem Leung
werk beſchäftigt. Zu ſeiner Verteidigung-ſagt er ungefähr de
ſelbe wie die beiden anderen Angeklagten und bricht öfter i
Schluchzen aus. Aus den Ausſagen der drei Angeklagten
wieder hervor, daß bei der Roten Armee ein blinde
Kadavergehorſam gceherrſcht haben muß. Der nächſt
Angeklagte Herrmann iſt Zugführer bei der Arbeitslompagn
eweſen und hat Revolver und Seitengewehr getragen. BeiZuſchütten des Eiſenbahngleiſes hat H. ſich nicht beteiligt, vig

mehr an einer Führerverſammlung teilgenommen, in der
fohlen wurde, daß Leute ohne Waffen ſich bei dem bevorſtehen
den Angriff der Schupo mit Knüppeln und t eine
bewaffnen ſollten. An dem Marſch nach Daspig hat H. iel
enommen, aber nicht am Kampf. Sämtliche AngeklagtenMitglieder der V. K. P. D. t

Ein Zeuge, der ſich während des Aufruhrs im Leunave
befunden, bekundet, daß die Kompagnie, zu der die Angeklagig
gehört haben, am Sonnabend ein Gefecht mit der Schupo tMerſeburg gehabt und daß Herrmann ſich beſtimmt dabei h

teiligt hat. Der Zeuge ſagt weiter aus, daß ſich auch Ret
Hölz auf dem Werk aufgehalten hat und belaſtet die Ang
Tagten ſchwer, indem er ſagt, daß Freitag noch jedermann de
Werk verlaſſen konnte, da Urlanbsſcheine von Kempi
ausgeſtellt wurden.

Der Staatsanwalt beantragt gegen Br. und F. je 3 Jehe
Zuchthaus und 5 Jahre Ehrverluſt, gegen 5 Jchre Zuchthey
und Ausweiſung aus Deutſchland, gegen H., als Chargieriglebenslängliche Juchthausſtraſe, Die Angeklagten brechen vel

ſtändig zuſammen, beſonders Nach mehrſtündige
Beratung kommt das Gericht zu folgendem Urteil: Brückner u
Fauſt werden zu je 10 Monat Gefängnis, Eiſenbraun z
9 Monaten Gefängnis und Herrmann zu 1 Jahr 9 RNonatg
Zuchthaus und 5 Jahren Ehrverluſt verurteilt

Der Schloſſer Walter Krietſch aus Nietleben, Fius
1897, Otto Sandleben aus Halle, geboren 1899, und V
helm Jonaball, geboren 1869, aus Nietleben, werden de
Vergehens gegen das Entwaffnungsgeſetz angeklagt. Krietſh
hat Handgranaten, die er noch vom KappPutſch beſaß, in Rich
leben dem Aktionsausſchußz am 25. März abgegeben, um, wie
ſagt, den Kampf gegen die Orgeſch zu unterſtühen. K. geht
keiner Partei an. Sandleben iſt in Nietleben in de
„Sonne“ von der Schupo feſtgenommen worden, da ſich ung
dem Tiſch, an dem er ſeg 2 Eierhandgranaten vorfanden, d
dem erſten Angeklagten K. gehörten. S. befand ſich auf da
Reiſe nach Eisleben. Jonaball, der auch in der Sonn
feſtgenommen wurde, befand ſich bei ſeiner Verhaftung im
eines Patronennmagazins mit 8 Patronen. Der Staai
beantragt gegen Krietſch eine Zuchthausſtrafe vo
1 Jahr 6 Monaten und 300 Mark Geldſtxafe, gegen
die beiden anderen Freiſprechung. Das Urteil lautch

egen Krietſch auf 9 Monate Gefängnis und 800 Mark Geh
trafe, gegen Jonaball auf 5 Monate Gefängnis und

Mark Geldſtrafe. Sandleben wurde freigeſprochen.
Wie wir hören, ſind Rechtsanwälte von amktswegen de

pflichtet, die Verteidigung der vor den Sondergerichten ſtehende
Angeklagten zu übernehmen.

Kommuniſtiſche Führertaktik. Wie ſchon oft, ſo hat auf
diesmal wieder der kommuniſtiſche Stadtrat Kilian bei de
Aufruhrbewegung in Mitteldeutſchland eine wichtige Rolle
ſpielt. Zunächſt war er einer von denjenigen, welche
Arbeiterſchaft durch Reden und Hetzartikel im „Klaſſenkamyſ
zum Generalſtreik aufforderten, ſie aufpeitſchten und zu unübed
legten Taten verführten. Dies ſind Tatſachen, die als uncn
taſtbar erwieſen ſind, und dazu höre man nun Kilians eigen
Aeußerungen. In einer mehrheits ſozialiſtiſchen Verſammius
in Helbra trat er kürzlich als Diskuſſionsredner auf. Anſtatt, v
es ſonſt unter Genoſſen üblich zu ſein pflegt, mit allen za
mentariſchen und un parlamentariſchen Mitteln für einander es
zuſtehen und Solidarität zu üben, hat Kilian hier ſeine b
muniſtiſchen Parteigenoſſen im Stich gelaſſen. Denn er
hauptete, er ſei von Anfang des Aufſtandes an der Anſicht
weſen, daß er zu einem Zufammenbruch führen würde. Wenn
Kilian aber von einem Mißlingen des kommuniſtiſchen u
ehrlich überzeugt geweſen wäre, wie konnte er dann in de
Praxis nach ganz anderen Grundſätzen handeln? wir
wollen uns hier noch kein Urteil über die Glaubwürdigkeit do

t

eugung geſprochen, weil die kämpfnhfels nicht den Eindruck bekommen ſelten durch die b

muniſtiſchen Führer im Stich gelaſſen zu werden. Kilian
alſo ſelbſt zu, gegen ſeine Ueberzeugung geſprochen zu
Wie man einen ſolchen Menſchen begzeihnet, der dies tut,
jeder. Sollte nicht hieraus die veſonnene Arveiterſchaft, die
ſchon oft über die Unzuverläſſigteit ihrer Führer beklagt

halden hat?
Ein Unterhaltungsabend der Vereinigung der Zollbeants

Halle fand am Mittwoch abend im „Hofjäger“ ſtatt, in
Mittelpunkt muſikaliſche und deklamatoriſche Vorträge
Die Leiſtungen der Mitwirkenden ſtanden teilweiſe auflich kün terſſher Höhe, namentlich

rchführu treben, nures n Einleitend wurde e
und die Ouvertüre aus de

zu hör gebracht. Anne Na
Hentſchel verſtand es, bereits mit den erſten Tönen der d
ihr vorgetragenen Arie aus dem Waffenſchmied“ die Aufeh
e aller Anweſenden auf P zu lenken. In dem
chen Terzett „Wer trägt die Pfanne weg“ bewies Anne

Hentſche! ßes ſchauſpieleriſches Talent, das belebendGeſamtauſſüheun wirkte. Herr Günther und Hering

nach außen hin Stück eine tunlichſte Abrundung zu
Gottfried Hentſchel ſpielte mit W. Nielebock ein

r r u Sert l d azu Ende dur nſequente nnehaltumik bie uter Führer erwies. Jm Kortuens von Chopin

ſein peipt Spiel noch beſſer zur Geltung. Dazwiſchen
geſchoben war das Hexenklied von Wildenbruch, das durch 8
Sentſchel in durchaus vorteilhafter Weiſe vorgetragen wurde

eine Lehre ziehen, wie ſie ſich künftig ihnen gegenüber zu de
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